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Vorwort. 


Mit  dem  Jahre  i  g  1 2  ist  die  Schweiz  in  die  Reihe  der  Länder 
getreten,  deren  Sozialversicherung  bundesgesetzHch  geregelt  ist. 
Schon  Ende  des  vergangenen  Jahrhunderts  konnte  das  Schweizer 
Volk  ein  Versicherungsgesetz  haben,  das  mit  Recht  auch  im  Ausland 
bewundert  worden  wäre.  Aber  das  traurige  Volksabstimmungs- 
resultat im  Jahre  1 900  machte  all  die  mühsame  Arbeit  der  Volks- 
vertreter umsonst. 

Am  13.  Juni  191 1  hat  nun  die  schweizerische  Bundesversamm- 
lung wiederum  ein  Gesetz  angenommen,  zu  dem  das  Volk  am  4. 
Februar  191 2  seine  Zustimmung  gegeben  hat.  Es  ist  erklärlich, 
daß  bei  der  Beratung  dieses  Gesetzes  die  Erfahrungen  des  Aus- 
landes, namentlich  Deutschlands,  das  in  der  Sozialversicherungs- 
gesetzgebung am  weitesten  vorgeschritten  ist,  verwertet  wurden. 
Doch  finden  sich  in  den  Versicherungsgesetzen  der  Schweiz  und 
Deutschlands  manche  Unterschiede,  die  auf  die  Verhältnisse  von 
Land  und  Leuten  zurückzuführen  sind. 

Die  vorliegende  Arbeit  bringt  in  ihrem  Hauptteil  eine  ver- 
gleichende Darstellung  der  beiden  entsprechenden  Versicherungs- 
gesetze sowie  die  Gründe  der  Abweichungen. 

Die  Anregung  zu  dieser  Arbeit  hat  mir  mein  hochverehrter 
Lehrer,  Herr  Geh.  Hof  rat  Prof.  Dr.  Pierstorff,  gegeben,  dem  ich 
dafür  sowie  für  seine  erteilten  Ratschläge  während  der  Ausführung 
der  Arbeit  ergebensten  Dank  schulde. 

Der  Verfasser. 
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III.  Teil. 


Das  Kranken-  und  Unfall -Versicherungsgesetz 
vom  13.  Juni  1911. 

Das  Entstehen  des  Entwurfes. 

Trotz  der  schweren  Niederlage,  die  alle  Interessenten  mit  der 
Verwerfung  des  Gesetzes  erlitten  hatten,  durfte  der  angefachte 
Gedanke  der  staatlichen  Kranken-  und  Unfallversicherung  nicht 
aufgegeben  werden.  Warum  sollte  es  einem  demokratischen  Lande 
nicht  gelingen,  das  zu  leisten,  was  die  monarchischen  Länder  er- 
reicht hatten.  Im  Auslande  hatte  sich  inzwischen  die  Versicherung 
auf  den  verschiedensten  Gebieten  entwickelt.  Deutschland  war 
bereits  im  Jahre  1883  zur  Zwangskrankenversicherung  für  be- 
stimmte Personenkreise  geschritten.  Auch  die  Unfall-  und  Inva- 
lidenversicherung war  auf  dem  Wege  des  Zwanges  und  der  Frei- 
willigkeit geordnet.  Österreich  hatte  eine  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung und  auch  Frankreich  besaß  zurzeit  eine  freiwillige 
Kranken-  und  Unfallversicherung  für  alle  Arbeiter,  eine  obliga- 
torische Krankenversicherung  für  Bergleute  bis  zu  2500  Frs.  Ein- 
kommen und  eine  obligatorische  Unfallversicherung  für  Seeleute. 
Alle  benachbarten  Staaten  waren  mit  einem  Worte  im  Ausbau 
ihrer  Arbeiterversicherung  der  Schweiz  bedeutend  voraus. 

Zunächst  mußte  es  nun  Aufgabe  der  Behörden  sowie  aller 
Anhänger  der  Kranken-  und  Unfallversicherung  sein,  die  Bewegung 
trotz  der  Verwerfung  des  Gesetzes  nicht  im  Sande  verlaufen  zu 
lassen,  vielmehr  den  Gründen  der  Verwerfung  nachzugehen. 
Zu  diesem  Zwecke  fanden  sich  u.  a.  die  Vertreter  der  Kranken- 
kassenverbände, des  schweizerischen  Arbeiterbundes  usw.  des  öfteren 
zusammen,  um  über  die  Grundlagen  zu  verhandeln,  auf  denen  sich 
eine  neue  Vorlage  aufbauen  ließe. 

Schließlich,  nach  dem  Verlauf  von  reichlich  sechs  Jahren, 
währenddem  sich  die  verschiedenen  Interessengruppen  die  größte 
Mühe  gaben,  in  einer  langen  Reihe  von  Verhandlungen  etwas 
zustande  zu  bringen,  kam  die  Vorlage  des  Bundesrates  vom  Jahre 
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igoö.  Alle  Interessenverbände  traten  gleich  nach  Erscheinen  der 
Vorlage  mit  erneuter  Hoffnung  auf  ihre  Beratung  ein.  Der  Ent- 
wurf gab  Veranlassung  zu  einer  großen  Zahl  von  Meinungsäuße- 
rungen aus  dem  Volke,  den  verschiedenen  Interessenverbänden, 
insbesondere  Handelskammern,  Krankenkassen  verbänden ,  dem 
schweizerischen  Arbeiterbund,  Versicherungsgesellschaften  u.  a.  m. 
Wollte  doch  das  ganze  Volk  durch  entsprechende  Vertretung  von 
vornherein  verhindern,  daß  diesem  neuen  Gesetz  ein  derartiges 
Schicksal  beschieden  sei  wie  dem  Forrerschen  Entwurf. 

Ungefähr  50  Eingaben  wurden  gleich  nach  Erscheinen  der 
Vorlage  der  Kommission  des  Nationalrates,  der  die  Priorität  für 
die  Beratung  hatte,  mit  Verbesserungsbegehren  und  Wünschen 
eingereicht.  Vertreter  aller  Interessen  verbände  vereinigten  sich  zu 
Besprechungen,  die  auch  zur  Verständigung  über  eine  Reihe  von 
Punkten  führten. 

Am  9.  Juni  1908  begann  der  Nationalrat  seine  Arbeit.  Die 
Beratungen  zogen  sich  lange  hin,  da  manche  Differenzen  zwischen 
Nationalrat,  Ständerat  und  Bundesrat  auszugleichen  waren.  Das 
Endergebnis  war  in  allen  Hauptpunkten  eine  Verbesserung  der 
Vorlage  des  Bundesrates.  Fast  genau  drei  Jahre  haben  die  Ver- 
handlungen und  Beratungen  über  das  Gesetz  in  Anspruch  ge- 
nommen, denn  am  13.  Juni  wurde  es  in  der  Schlußabstimmung 
der  beiden  Räte  vom  Nationalrat  mit  136  gegen  12  Stimmen  und 
vom  Ständerat  einstimmig  angenommen. 

Auffällig  ist,  daß  trotz  der  Debatten,  die  sich  über  die 
Sessionsdauer  von  drei  Jahren  hinzogen,  und  trotz  der  Bemühungen, 
aller  Wünsche  in  weitgehendstem  Maße  zu  befriedigen,  sich  immer 
noch  12  Vertreter  des  Volkes  fanden,  die  ihre  Stimme  prinzipiell 
gegen  das  Gesetz  abgaben. 

Es  handelte  sich  bei  diesen  1 2  Stimmen  um  Nationalräte  der 
französischen  Bevölkerung,  die  vor  der  Schlußabstimmung  noch 
eine  Erklärung  abgaben,  sie  würden  aus  folgenden  Gründen  gegen 
die  Annahme  des  Gesetzes  stimmen: 

1.  Sie  betrachteten  die  Einrichtung  einer  Monopolanstalt  für 
die  Unfallversicherung,  d.  h.  der  eidgenössischen  Unfallversiche- 
rungsanstalt, für  gefährlich  und  unangebracht,  da  diese  Anstalt 
dem  Bunde  schwere  Lasten  aufladen  würde.  Die  Anstalt  ver- 
nichte die  privaten  und  gegenseitigen  Versicherungsgesellschaften 
und  beraube  die  Interessenten  der  Vorteile,  die  durch  die  freie 
Konkurrenz  dieser  Gesellschaften  entständen. 

2.  Die  Einschließung  der  Nichtbetriebsunfälle  widerspreche 


dem  Sinne  des  Verfassungsartikels  34^^  Dadurch  werde  eine 
ungerechte  Behandlung  der  Arbeiter  geschaffen.  Außerdem  be- 
günstige man  die  Simulation  und  lade  dem  Bunde  schwere 
finanzielle  Opfer  auf. 

3.  Die  Schaffung  der  Versicherung  von  Drittpersonen  in  dem 
Gesetz  sei  nach  dem  Artikel  34^'^  verfassungswidrig. 

Natürlich  gab  es  auch  unter  dem  Schweizervolk  eine  große 
Anzahl,  die  sich  in  ihren  Erwartungen  getäuscht  sahen  und  die 
die  Unvollkommenheiten  des  Gesetzes  ausschlaggebend  sein  lassen 
wollten.  Das  Referendumsbegehren  wurde  ergriffen  und  erhielt 
auch  die  genügenden  Unterschriften.  Ein  harter  Kampf  in  Wort 
und  Schrift  entspann  sich.  Zahlreiche  Versammlungen  besorgten 
die  nötige  Aufklärung  und  Anspornung.  Auf  diese  Weise  wurde 
allerorts  ein  großes  Interesse  erzielt.  Die  Abstimmung  des  Volkes 
am  4.  Februar  19 12  belohnte  die  Bemühungen.  Mit  ungefähr 
50000  Stimmen  Mehrheit  errang  sich  das  Schweizervolk  ein 
Gesetz,  das  bestimmt  und  geeignet  ist,  Segen  und  Wohltat  den 
Bedürftigen  zu  bringen. 

Das  Gesßtz  im  Lichte  des  Forrersdien  Entwurfs. 

Zwei  bedeutungsvolle  Tage  kennzeichnen  jetzt  die  Geschichte 
der  schweizerischen  Arbeiterversicherung,  der  20.  Mai  igoo,  der 
Tag  der  Verwerfung  des  Forrerschen  Gesetzentwurfes,  und  der 
4.  Februar  1012,  der  Tag  der  Annahme  des  Kranken-  und  Unfall- 
versicherungsgesetzes vom  13.  Juni  191 1  durch  das  Volk.  Im  Ver- 
lauf von  12  Jahren,  einer  Zeit  voll  von  ernster  Arbeit  und  Mühe, 
von  Fortschritten  im  wirtschaftlichen  Leben,  ist  man  auf  dem 
Gebiete  der  Arbeiterversicherungs-Gesetzgebung  gewissermaßen 
einen  Schritt  zurückgegangen.  Nicht  der  Gesetzgeber  trägt  die 
Schuld ;  das  Volk,  das  zu  sehr  an  seinen  eigenen  Interessen  hängt, 
hat  es  so  gewollt.  So  manches  Ideale  und  Hervorragende,  das  der 
treffliche  Entwurf  Forrers  aufwies,  mußte  abgestreift  werden.  Das 
Volk  konnte  die  Bedeutung  des  Gesetzes  noch  nicht  fassen.  Der 
Sprung  ins  Ideale  war  zu  groß.  Schrittweise  muß  nun  die  neue 
Gesetzgebung  schaffen,  was  die  Schweiz  schon  im  Jahre  1890 
haben  konnte. 

So  bringt  das  neue  Gesetz  gegenüber  dem  Forrerschen  Ent- 
wurf so  manche  Abänderung,  die  der  Gesetzgeber  dem  Volks- 
willen sich  beugend  vornahm.  Wie  ein  Faden  zieht  sich  durch 
alle  Artikel  peinlichste  Berücksichtigung  bestehender,  nicht  zu- 
künftiger, Verhältnisse. 
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Die  Geschichte  der  schweizerischen  Sozialversicherungs« 
gesetzgebung  hat  gezeigt,  wie  man  anfangs  ohne  Berücksichtigung 
der  Krankenversicherung  eine  allgemeine  staatliche  Unfallversiche- 
rung anstrebte.  Forrer  erkannte  aber,  daß  es  Aufgabe  des  Staates 
sei,  auch  die  Krankenversicherung  zu  regeln,  aus  Gründen,  die  er 
in  seiner  schon  erwähnten  Denkschrift  vom  15.  November  1889 
anführte.  In  seinem  Gesetzentwurf  wählte  er  die  vollkommenste 
Form  der  Krankenversicherung,  die  Zwangsversicherung.  Das 
Volk  hat  seinen  Unwillen  darüber  zum  Ausdruck  gebracht,  erst 
in  Eingaben,  dann  im  Abstimmungsresultat  vom  20.  Mai  1900. 

Das  neue  Gesetz  richtet  sich  danach  und  sieht  eine  frei- 
willige Krankenversicherung  vor.  Nur  die  Kantone  und  deren 
Gemeinden,  wenn  sie  von  ihnen  die  Befugnis  dazu  erhalten  haben,, 
sind  ermächtigt,  die  Krankenversicherung  allgemein  oder  für  ein- 
zelne Bevölkerungsklassen  obligatorisch  zu  erklären.  Die  Ver- 
sicherungskreise, die  die  Sicherheit  gewährten,  daß  auch  die  ent- 
legendsten  und  schwer  zu  erreichenden  Gegenden  eine  Kasse  be- 
saßen, sind  jetzt  in  Wegfall  gekommen.  Das  Volk  sah  in  diesen 
Einrichtungen  einen  stark  bureaukratischen  Einfluß  des  Gesetzes.. 
Die  bestehenden  Krankenkassen  auf  Gegenseitigkeit  sind  an  die 
Stelle  der  öffentlichen  Krankenkassen  getreten  und  damit  ein 
großer  Teil  der  Kassen  zufriedengestellt. 

Die  Arbeitgeber,  die  zur  Tragung  der  Hälfte  der  Beiträge 
ihrer  Angestellten  verpflichtet  waren  und  so  stark  belastet  wurden,, 
sind  dadurch  zu  Freunden  des  Gesetzes  gemacht  worden,  daß 
ihnen  jetzt  nicht  nur  ein  Beitrag  nicht  auferlegt  wird,  sondern 
eine  Auferlegung  von  Zahlung  von  Beiträgen  durch  das  Gesetz, 
sogar  verboten  wird. 

Im  allgemeinen  stellt  das  neue  Krankenversicherungsgesetz 
nur  einen  losen  Zusammenhang  zwischen  den  einzelnen  beteiligten 
Organen  her,  während  der  Forrer  sehe  Entwurf  durch  die  Schaffung 
von  Kreiskrankenkassen  und  Betriebskrankenkassen  ein  fest  ge- 
fügtes Organ  hatte,  das  ohne  weiteres  alle  Versicherungspflichtigen 
aufzunehmen  hatte.  Die  Bundesversammlung  hat  sich,  um  diesem 
Zustande  näher  zu  kommen,  um  die  Ausgestaltung  der  Freizügig- 
keit unter  den  Kassen  sehr  bemüht.  Es  ist  ihr  auch  gelungen, 
diese  in  ausgiebiger  Weise  zu  ordnen.  Sie  ist  damit  sogar  einen 
Schritt  weiter  gekommen,  da  im  Forrer  sehen  Gesetz  die  Freizügig- 
keit für  den  Verkehr  der  Mitglieder  innerhalb  der  eingeschriebe- 
nen und  öffentlichen  Kassen  nicht  vorgesehen  war. 

In  der  Unfallversicherung  durfte  wegen  der  Feindschaft  der 


privaten  Unfallversicherungsgesellschaften  der  Grundsatz  der 
staatlichen  Unfallversicherung  nicht  aufgegeben  werden.  Als 
Träger  der  Versicherung  ist  wieder  eine  Versicherungsanstalt 
vorgesehen.  Das  Obligatorium  der  Versicherung  beschränkt  sich 
nunmehr  auf  die  Betriebe  und  Kreise,  die  schon  der  Haftpflicht- 
gesetzgebung unterstellt  waren.  Der  Gedanke  des  Forrerschen 
Entwurfes,  das  Obligatorium  für  alle  unselbständig  Erwerbenden, 
gleichgültig  welcher  Berufsklasse  sie  angehörten,  einzuführen, 
mußte  wieder  aufgegeben  werden.  Damals  ließ  sich  Forrer  von 
dem  Gedanken  leiten,  daß  nicht  nur  die  dem  Haftgesetz  unter- 
stellten Personen,  sondern  auch  die  in  der  Landwirtschaft,  der 
Hauswirtschaft  und  dem  Gewerbe  beschäftigten  Personen  der 
Wohltat  der  Versicherung  bedurften.  Aber  die  Bauern  bringen 
einer  obligatorischen  Versicherung  noch  heute  nicht  so  viel  Wohl- 
wollen entgegen  wie  sie  es  in  ihrem  eigenen  Interesse  tun 
sollten. 

Landwirtschaft,  Hauswirtschaft,  Handwerk  und  Gewerbe  sind 
jetzt  deshalb  auf  die  freiwillige  Versicherung  angewiesen. 

Weitgehender  als  das  Forrersche  Gesetz  ist  das  neue  mit 
den  Bestimmungen  über  die  Berufskrankheiten.  Diese  wurden 
1899  nicht  in  das  Gesetz  aufgenommen,  mit  der  Begründung,  eine 
Berufskrankheit  sei  kein  Unfall,  der  Unfall  sei  etwas  Plötzliches 
und  könne  sofort  konstatiert  werden.  Das  sei  aber  bei  den  Berufs- 
erkrankungen, die  nach  und  nach  erst  zur  Erscheinung  kämen, 
nicht  möglich.  Man  könne  in  vielen  Fällen  den  Anfang  nicht 
bezeichnen  und  deshalb  auch  nicht  wissen,  ob  es  eine  Berufs- 
krankheit sei. 

Das  neue  Gesetz  stellt  nun  einen  Unfall  einer  Erkrankung 
gleich,  die  in  einem  die  Versicherung  berührenden  Betriebe  aus- 
schließlich oder  vorwiegend  infolge  Einwirkung  eines  schädlichen 
Stoffes  entstanden  ist. 

Manches  Hervorragende  mußte  also  in  dem  mit  Recht  auch 
im  Auslande  bewunderten  Gesetz  Forrers  aufgegeben  werden,  um 
das  Gesetz  für  das  Volk  annehmbar  zu  machen.  Besonders  Obli- 
gatorium der  Krankenversicherung  und  Obligatorium  der  Unfall- 
versicherung für  unselbständig  Erwerbende  mußte  geopfert  werden. 
Als  mäßiger  Ausgleich  schlichen  sich  einige  Verbesserungen  ins 
neue  Gesetz  hinein,  z.  B.  die  ausgiebige  Ausgestaltung  der  Frei- 
zügigkeit und  die  Aufnahme  der  Berufskrankheiten. 

Referendumspolitische  Rücksichten  waren  es  vorwiegend,  die 
bei  der  Umarbeitung  walten  mußten. 


Das  Kranken-  und  Unfallversidierungsgesetz  vom  13.  Juni  1911  im 
Vergleich  zur  entsprechenden  deutschen  Gesetzgebung. 

Nun  hat  die  Sozialversicherung  auch  in  der  Schweiz  ihren 
Einzug  gehalten.  Wohl  als  eine  der  letzten  Gesetzgebungen,  die 
bis  zum  heutigen  Tage  gesetzlich  geregelte  Sozialversicherung 
haben,  aber  nicht  als  eine  der  schlechtesten  und  unvollkommensten, 
ist  sie  bestimmt  und  auch  geeignet,  ein  physisch,  moralisch  und 
sozial  gesundes  Volkstum  dem  Lande  zu  erhalten.  Trotz  der 
Enttäuschungen,  die  die  Schweiz  auf  dem  Gebiete  der  Sozialver- 
sicherung in  den  letzten  Jahrzehnten  über  sich  ergehen  lassen 
mußte,  ist  es  ihr  doch  gelungen,  ein  wirklich  großes  soziales  Werk 
der  Fürsorge  zu  schaffen,  das  wohl  den  Vergleich  mit  entsprechenden 
Werken  des  Auslandes  aushalten  kann. 

Auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversicherung  galt  von  jeher 
Deutschland  als  das  Land,  das  die  Führerschaft  inne  hatte.  Das 
Jahr  1 9 1 1  hat  auch  für  das  Deutsche  Reich  ein  Gesetz  gebracht, 
für  dessen  Bedeutung  das  umfangreiche  Werk  der  Reichsver- 
sicherungsordnung bürgt.  Bekanntlich  handelt  es  sich  dabei  nicht 
um  gänzliche  Neuerungen,  sondern  nur  um  Verbesserungen.  An 
Stelle  der  zahlreichen  Einzelgesetze  über  die  Kranken-,  Unfall- 
und  Invalidenversicherung  ist  ein  in  vielen  Punkten  verbessertes 
Gesetz,  die  R.  V.  O.  getreten. 

Es  liegt  daher  nahe,  das  neue  schweizerische  Gesetz  der  ent- 
sprechenden deutschen  Gesetzgebung,  die  als  vollkommenste  und 
weitgehendste  allgemein  anerkannt  wird,  im  Vergleich  zur  Seite  zu 
stellen.  Es  werden  sich  da  manche  Verschiedenheiten  zeigen,  die 
auf  die  verschiedenen  Verhältnisse  der  Länder  und  ihrer  Bevölkerung 
zurückzuführen  sind. 

Die  Entwicklungsgeschichte  der  Sozialversicherung  ist  fast 
in  allen  Ländern  annähernd  die  gleiche,  wenigstens  sind  die  ersten 
Anfänge  immer  auf  dieselben  Beweggründe  zurückzuführen.  Unter 
welchen  Enttäuschungen  und  Kämpfen  in  der  Schweiz  etwas  Be- 
merkenswertes zustande  gekommen  ist,  haben  wir  gesehen. 

In  Deutschland  wurden  in  den  8oer  Jahren  vorigen  Jahr- 
hunderts Bewegungen  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversicherung 
lebhaft.  Der  Gedanke  an  einen  Ausbau  der  Armenpflegegesetz- 
gebung mußte  aufgegeben  werden.  Man  konnte  dem  Arbeiter, 
der  durch  eine  Krankheit  oder  einen  Unfall  seine  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  verloren  hatte,  kein  Almosen  geben,  das  er 
mit  seinen  staatsbürgerlichen  Ehrenrechten  bezahlte.    Im  Falle 
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der  Erkrankung  dem  Arbeiter  nicht  Wohltaten,  sondern  ge- 
sicherte Rechtsansprüche  zu  schaffen,  war  das  Ziel  der  Ver- 
sicherungsfreunde. 

Die  Möglichkeit,  Kapital  durch  Sparen  nutzbringend  anzu- 
sammeln, um  für  eine  Zeit  der  Not  und  des  Elends  zu  sorgen, 
stand  natürlich  jederzeit  für  jedermann  offen.  Auch  freie  Hilfs- 
kassen gab  es  in  großer  Zahl.  Aber  die  deutschen  Volksvertreter 
im  Reichstag  erkannten  wohl,  daß  den  großen  Arbeitermassen 
die  wirtschaftliche  und  moralische  Fähigkeit,  für  diese  Zeiten  selbst 
zu  sorgen,  vollständig  fehlte.  Sie  wußten,  daß  dies  zu  den  schwersten 
Mißständen,  zu  Unzufriedenheit,  Gewalttätigkeiten,  mit  einem  Worte 
zu  den  schwersten  Schädigungen  des  wirtschaftlichen  und  politischen 
Lebens  des  gesamten  deutschen  Volkes  führen  mußte.  Handelte 
es  sich  ja  doch  nicht  um  Verbesserungen  der  Lebensmittel  der 
Arbeiter,  sondern  überhaupt  um  Beschaffung  des  Unterhaltes,  um 
die  Existenz  einzelner  Personen.  Bismarck  zeigte  damals  dem 
Reichstag,  daß  der  Grundsatz:  »Wer  nicht  stark  genug  ist,  zu 
stehen,  wird  niedergerannt  und  zu  Boden  gerissen«  in  keinem 
Staat,  am  allerwenigsten  in  einem  monarchischen,  zur  Anwendung 
kommen  dürfe. 

Ein  äußerer  Umstand  wirkte  in  Deutschland  damals  noch  für 
die  Entwickelung  der  Versicherung  beschleunigend.  Im  Jahre  1878 
war  das  Sozialistengesetz  erlassen  worden,  das  auf  die  gemeinge- 
fährlichen Bestrebungen  der  Sozialdemokratie  abzielte.  Diesem  Ge- 
setz wollte  man  damals  etwas  gegenüber  stellen,  das  die  Lage  der 
Arbeiter  bessern  und  sie  vor  Schädigungen  bewahren  sollte.  Ein 
klarer  Plan  wurde  aufgestellt,  der  in  der  Botschaft  Kaiser  Wilhelms  I. 
vom  17.  November  1881  enthalten  ist. 

So  gelang  es  in  Deutschland  dank  der  Fürsorge  und  Umsicht 
Kaiser  Wilhelms  I.,  Kaiser  Wilhelms  II.  und  vor  allem  auch  dank 
der  energischen  Förderung  durch  den  Reichskanzler  Fürst  Bismarck, 
das  gesteckte  Ziel  in  ganz  kurzer  Zeit  zu  erreichen.  Die  Versiche- 
rungsgesetze wurden,  um  wirtschaftliche  und  technische  Schwierig- 
keiten möglichst  zu  vermeiden,  nacheinander  geschaffen.  Zuerst 
entstand  das  Krankenversicherungsgesetz  von  1883,  dann  das  Un- 
fallversicherungsgesetz von  1884  und  schließlich  das  Invaliditäts- 
und Altersversicherungsgesetz  von  1889.  Diese  Gesetze  waren  alle 
auf  dem  Grundsatze  der  Zwangsversicherung  aufgebaut.  Das  Er- 
gebnis verschiedener  Revisionen  und  Novellen  ist  nunmehr  die 
Reichsversicherungsordnung  von  1 9 1 1 . 


Die  Krankenversicherung. 
Die  Ärt  der  Versicherung. 

Der  oberste  Grundsatz  der  deutschen  Krank enversicherunsf 
ist  also  die  Versicherungspflicht.  Der  schweizerische  Gesetzgeber 
dagegen  hat  von  einem  Obligatorium  der  KLrankenversicherung 
absehen  müssen.  Diese  Preisgabe  ist  die  notwendige  Folge  des 
Ergebnisses  der  Abstimmung  vom  20.  Mai  1900.  Der  Boden  für 
einen  derartigen  Zwang  ist  bei  den  verschiedenen  Bevölkerungs- 
schichten der  Schweiz  noch  nicht  genügend  vorbereitet.  Außerdem 
hat  die  Meinung,  die  Inanspruchnahme  der  Kassen  bei  dem  Obli- 
gatorium sei  eine  unzulässige  Bevormundung  derselben,  noch  nicht 
gänzlich  beseitigt  werden  können.  Die  schweizerische  Bevölkerung 
ist  für  solche  Maßnahmen  zu  verschieden  empfänglich.  Es  sind  da 
Unterschiede  zu  beachten  nach  regionalen  Verhältnissen,  nach  der 
sozialen  Lage  der  Bevölkerung,  nach  den  politischen  und  sozialen 
Tendenzen,  nach  der  Entwickelung  der  Kultur  in  den  einzelnen 
Kantonen  und  insbesondere  den  Fähigkeiten  einzelner  Kassen,  ihre 
Aufgaben  durchzuführen.  Die  Verhältnisse  in  den  Hochgebirgs- 
gegenden sind  anders  als  im  flachen  Lande.  Die  Hochgebirgsbauern 
sind  bei  weitem  noch  nicht  so  weit  in  der  Kultur  vorgeschritten 
wie  der  gewerbliche  Arbeiter  in  großen  Städten.  Ferner  setzt  sich 
die  Bevölkerung  der  Schweiz  zusammen  aus  Deutschen,  Franzosen 
und  Italienern.  Etwa  800000  Einwohner  sind  französischer  Nationa-" 
lität.  Gerade  die  Franzosen  sehen  in  solchen  Fürsorgemaßnahmen 
nicht  den  Wert,  den  sie  verdienen.  Der  Franzose  legt  sein  Geld 
lieber  in  Sparkassen  usw.  an,  wo  er  darüber  frei  verfügen  kann. 
Das  beweisen  besonders  die  geringen  Beteiligungsziffern  bei  den 
freien  Hilfskassen  in  Frankreich  selbst,  die  vom  Staate  subven- 
tioniert wurden. 

Selbstverständlich  konnten  bisher  infolgedessen  Mißstände  bei 
einem  großen  Teile  der  Bevölkerung  nicht  ausbleiben.  Die  Ein- 
sichtigen griffen,  da  ein  gesetzlicher  Zwang  fehlte,  zur  Selbsthilfe 
und  versicherten  sich  bei  den  freien  Hilfskassen.  Was  aber  für 
Elend  infolge  des  fehlenden  Zwanges  in  manchen  Kreisen,  be- 
sonders in  den  Hochgebirgsgegenden  herrschte,  davon  wird  später 
noch  die  Rede  sein. 

Die  bunte  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  also,  die  ab- 
weichenden Verhältnisse  in  den  verschiedenen  Gegenden  und  auch 
das  verschiedene  Recht  der  25  Kantone  bedingen  diese  Maß- 
nahmen. Ein  Versuch,  diese  Verhältnisse  wie  im  Forrerschen  Ent- 


wurf  wiederum  unbeachtet  zu  lassen,  hätte  dem  Gesetz  abermals 
gefährlich  werden  können. 

Das  einzige,  was  der  Gesetzgeber  tun  konnte,  um  dem  Ob- 
ligatorium näher  zu  kommen,  das  hat  er  getan,  indem  er  die 
Kantone  ermächtigt,  die  Krankenversicherung  allgemein  oder  für 
einzelne  Bevölkerungsklassen  obligatorisch  zu  erklären.  Auch  die 
Gemeinden  erhalten  das  Recht,  eine  zwangsweise  Krankenver- 
sicherung einzuführen,  falls  eine  solche  Ausübung  ohne  Ermächtigung 
des  Kantons  ihnen  die  Kantonsverfassung  nicht  verbietet. 

Der  Träger  der  Krankenversicherung. 

Träger  der  Krankenversicherung  sind  in  beiden  Ländern  die 
Krankenkassen,  die  ihr  freies  Selbstbestimmungsrecht  haben.  Nun 
ist  das  ganze  Krankenversicherungsgesetz  der  Schweiz  in  der 
Hauptsache  ein  Subventionsgesetz,  wie  es  viele  Schweizer  Gesetze 
sind,  und  kein  Gesetz,  das  unbedingte  Ansprüche  stellt.  Die  Sub- 
ventionen sind  an  zahlreiche  wichtige  Bestimmungen  geknüpft,  die 
die  Krankenkassen  zu  erfüllen  haben.  Die  Kassen  sind  also  in 
allem  frei,  soweit  sie  durch  das  Gesetz  in  ihrem  Selbstbestimmungs- 
recht nicht  beschränkt  werden.  Dieses  Recht  zeigt  sich  bei  den 
freien  Kassen  in  ihren  Statuten,  bei  den  kantonalen  Kassen  in 
ihren  Kantonsgesetzen  und  den  Gemeindekassen  in  ihren  Gemeinde- 
beschlüssen. Träger  der  Krankenversicherung  sind  also  die  freien 
Hilfskassen,  soweit  sie  anerkannt  sind,  und  die  öffentlichen  Kassen, 
die  zu  errichten  die  Kantone  und  Gemeinden  unter  Berück- 
sichtigung der  bestehenden  Krankenkassen  befugt  sind.  Die  An- 
erkennung der  Hilfskassen  hängt  von  der  Erfüllung  folgender 
Bedingungen  ab: 

Sie  müssen  ihren  Sitz  in  der  Schweiz  haben  und  dürfen 
Schweizer  nicht  ungünstiger  behandeln  als  andere  Mitglieder.  — 
Eine  deutsche  Krankenkasse  in  Basel  z.  B.  darf  nicht  von  einem 
Schweizer  ein  höheres  Eintrittsgeld  verlangen  als  von  einem 
Deutschen. 

Sie  müssen  Sicherheit  bieten  können,  daß  sie  imstande  sind, 
-die  übernommenen  Verpflichtungen  zu  erfüllen.  —  Es  ist  für  den 
Bund  eine  moraHsche  Verpflichtung,  für  die  Fähigkeit  der  Kassen, 
die  jetzt  in  einen  Kreis  allgemeiner  Interessen  hereingezogen 
worden  sind,  zu  sorgen,  den  ihnen  auferlegten  Verpflichtungen 
nachzukommen.  Es  darf  nicht  vorkommen,  wie  das  öfters  früher 
der  Fall  gewesen  ist,  daß  eine  Kasse  infolge  Fehlens  jeglicher 
versicherungstechnischer  Grundlagen  zusammenbricht  und  dadurch 
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die  alten  Mitglieder  ihrer  mühsam  ersparten  Mitgliederbeiträge 
beraubt  werden.  Viele  haben  früher  aus  diesem  Grunde  kein  Zu- 
trauen zu  den  Kassen  gehabt  und  deshalb  darauf  verzichtet,  sich 
zu  versichern.  Die  Bundesaufsicht  wird  nunmehr  den  Kassen  ihre 
Arbeit,  Mitglieder  zu  gewinnen,  wesentlich  erleichtern. 

Den  Kassen  steht  es  frei,  neben  der  Krankenversicherung 
noch  andere  Versicherungsarten  zu  betreiben.  —  Viele  Kassen 
haben  außer  den  Einrichtungen  der  Krankenversicherung  noch 
manche  für  Fürsorge  im  Alter  u.  a.  m.  —  Dieses  Geschäft  soll 
ihnen,  wenn  es  getrennt  von  der  Krankenversicherung  betrieben 
wird,  nicht  genommen  werden. 

Die  Anerkennung  darf  einer  Kasse  nicht  deswegen  verweigert 
werden,  weil  ihre  Statuten  die  Aufnahme  von  der  Zugehörigkeit 
zu  einem  bestimmten  Beruf  oder  Betriebe  oder  zu  einer  bestimmten 
Konfession  oder  politischen  Partei  abhängig  machen. 

Wir  werden  sehen,  daß  den  deutschen  Kassen  Freiheiten  in 
so  weitem  Umfang  nicht  eingeräumt  sind.  Aber  es  war  hier 
nötig.  Das  schon  erwähnte  Bedenken  der  freiwilligen  Hilfskassen^ 
bei  Annahme  eines  solchen  Gesetzes  allzuviel  von  ihrer  Selbstän- 
digkeit einzubüßen,  mußte  aus  referendumspolitischen  Gründen 
beseitigt  werden.  Schließlich  waren  es  auch  innere  Gründe,  die 
den  Gesetzgeber  veranlaßten,  den  freien  Hilfskassen  so  weit  ent- 
gegenzukommen. Über  alle  Kantone  der  Schweiz  sind  zurzeit 
die  Hilfsgesellschaften  verbreitet.  Diese  Vereine  haben  zweifellos 
das  Verdienst,  den  Versicherungsgedanken  in  das  Volk  getragen 
zu  haben.  Sie  haben  das  Volk  zu  der  Einsicht  gebracht,  daß  es 
selbst  die  Hände  rühren  muß,  um  für  eine  Zeit  der  Not  und  des 
Elends  zu  sorgen,  und  daß  es  nicht  warten  darf,  bis  der  Staat  mit 
seiner  Hilfe  kommt. 

Sie  haben  weiter  gleichsam  als  eine  Schule  für  Gemeinde- 
verwaltung gewirkt,  indem  sie  ihre  Mitglieder  zur  Verwaltung 
heranzogen,  ein  Umstand,  der  in  einem  demokratischen  Staate 
nicht  unterschätzt  werden  darf. 

Schon  aus  diesen  Gründen  ist  es  recht  und  billig,  die  gegen- 
seitigen Versicherungsgesellschaften  so  gut  als  möglich  zu  unter- 
stützen und  zu  fördern.  Das  neue  Gesetz  bringt  ihnen  ihren  Lohn 
für  ihre  Arbeit. 

Ganz  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  Deutschland,  wo  das 
Krankenversicherungsgesetz  ein  Gesetz  unbedingter  Ansprüche  ist. 
Das  Obligatorium  verlangt  es  so,  das  zu  gleicher  Zeit  die  Errich- 
tung öffentlicher  Krankenkassen  erfordert.  Denn  ein  Versicherungs- 


zwang  kann  nur  dann  ausgesprochen  werden,  wenn  gleichzeitig 
auch  die  unbedingte  Möghchkeit  für  die  Erfüllung  des  Zwanges 
gegeben  ist.  So  kennt  die  R.  V.  O.  nur  fünf  Arten  von  Kassen, 
nämlich  die  Ortskrankenkassen,  die  Landkrankenkassen,  die  Be- 
triebskrankenkassen, die  Innungskrankenkassen  und  die  nach 
landesgesetzlichen  Vorschriften  errichteten  knappschaftlichen  Kran- 
kenkassen. Es  gibt  also  keine  konfessionellen,  keine  parteipoli- 
tischen Kassen  wie  in  der  Schweiz.  Dem  Zustande,  daß  viele  Orts- 
krankenkassen in  den  Händen  der  Sozialdemokratie  sich  befanden, 
ist  in  der  Reichsversicherungsordnung  durch  die  Bildung  der  all- 
gemeinen Ortskrankenkassen  oder  durch  den  Zusammenschluß  der 
speziellen  Ortskrankenkassen  in  eine  allgemeine  Ortskrankenkasse 
einigermaßen  abgeholfen  worden. 

An  Stelle  der  bei  den  schweizerischen  Krankenkassen  ge- 
nannten Freiheiten  treten  in  Deutschland  Vorschriften  über  die 
Organisation  und  Verwaltung  der  Kassen,  ihre  Existenzberech- 
tigung, Mitgliederzahl  u.  a.  m.  Die  Zusammensetzung  der  Kassen- 
organe ist  genau  geregelt,  die  Mitgliederzahl  der  einzelnen  Kassen- 
arten der  verlangten  Leistungsfähigkeit  entsprechend  festgesetzt 
und  für  nicht  bevorzugte  Kassen,  die  vor  dem  Entstehen  der 
Reichsversicherungsordnung  schon  bestanden  und  nicht  beseitigt 
werden  konnten,  ein  Plan  für  ihr  ferneres  Wirken  vorgeschrieben. 

Solche  Vorschriften  sind  aber  für  die  deutschen  Kassen  nötig. 
Mit  der  Einführung  des  Obligatoriums  übernimmt  das  Reich  eine 
Verantwortung,  der  nur  strenge  Maßregeln  das  Gleichgewicht 
halten  können.  Was  für  Zustände  könnten  aufkommen,  wenn  alle 
Kassen  in  freier  Konkurrenz  nebeneinander  zugelassen  würden. 
Die  soziale  Bedeutung  der  Versicherungseinrichtungen  würde 
durch  manche  begangenen  wirtschaftlichen  Fehler  sehr  herabgesetzt 
werden. 

In  weitgehenderem  Maße  als  in  Deutschland  werden  die  Ver- 
hältnisse der  freien  Hilfskassen  in  der  Schweiz  berücksichtigt. 

Das  Bundesgesetz  läßt  den  Hilfskassen,  die  ihre  Statuten 
nicht  so  einrichten,  daß  sie  sich  um  die  Anerkennung  bewerben 
können,  freies  Verfügungsrecht.  Sie  unterliegen  nur  den  Be- 
stimmungen des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Beaufsichtigung  von 
Privatunternehmungen  im  Gebiete  des  Versicherungswesens  vom 
25.  Juni  1885  und  werden  vom  Bunde  nicht  subventioniert.  So 
wird  ihnen  nahegelegt,  Änderungen  im  Sinne  des  Bundesgesetzes 
vorzunehmen  und  um  Anerkennung  nachzusuchen. 

Bedeutend  schärfer  sind  die  Bestimmungen,  die  die  deutsche 
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Gesetzgebung  für  die  freien  Hilfskassen  erlassen  hat.  Die  freien 
Hilfskassen  werden  nach  dem  Gesetz  vom  20.  Dezember  191 1  be- 
treffend Aufhebung  der  Hilfskassen,  unter  das  Gesetz  betreffend 
die  privaten  Versicherungsunternehmungen  vom  12.  Mai  1901 
gestellt.  Das  Hilfskassen gesetz  erschwert  in  hohem  Maße  die  Neu- 
gründung freier  Hilfskassen.  Sie  dürfen  nur  noch  als  Zuschuß- 
kassen fungieren,  d.  h.  eine  Zugehörigkeit  zu  ihnen  entbindet  nicht 
von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Zwangskasse.  Mit  dieser  Bestimmung 
dürfte  ihnen  wohl  der  Lebensfaden  abgeschnitten  sein.  Nur  die- 
jenigen Hilfskassen,  die  vor  dem  i.  April  1909  eine  Bescheinigung 
nach  §  75  K.-V.-G.^)  erlangt  hatten,  können  als  Ersatzkassen  in  der 
Form  von  Versicherungsvereinen  auf  Gegenseitigkeit  noch  fort- 
bestehen, wenn  ihnen  dauernd  mehr  als  1000  Mitglieder  angehören. 
Diese  Zahl  kann  von  der  obersten  Verwaltungsbehörde  auf  250 
herabgesetzt  werden. 

Der  Umfang  der  Krankenversicherung  und  die  Mitgliedschaft. 

Gemäß  der  Art  der  Krankenversicherung  in  den  beiden 
Ländern  handelt  es  sich  also  in  der  Schweiz  um  Versicherungs- 
berechtigte, in  Deutschland  um  Versicherungspflichtige.  Jeder 
Schweizer  Bürger  hat  das  Recht  in  eine  Kasse  einzutreten,  wenn 
er  deren  statutarische  Aufnahmebedingungen  erfüllt.  Das  Recht 
ist  gegründet  auf  Art.  34^^^  der  Bundesverfassung,  die  die  Kranken- 
versicherung jedem  zugängig  machen  will. 

Bei  der  deutschen  Krankenversicherung  liegt  es  in  der  Natur 
des  Obligatoriums,  daß  der  versicherungspflichtige  Kreis  begrenzt 
ist.  Die  Versicherungspflicht  erstreckt  sich  auf  alle  Lohnarbeiter, 
Dienstboten  und  Angestellte  mit  Jahresgehalt  bis  zu  2500  Mark 
sowie  Hausgewerbetreibende.  Um  die  Möglichkeit,  sich  zu  ver- 
sichern, noch  weiteren  Personen  zukommen  zu  lassen,  ist  in  der 
Reichsversicherungsordnung  noch  die  Versicherungsberechtigung 

1)  §  75.  K.-V.-G.:  Für  Mitglieder  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  7.  April  1876 
(Reichsgesetz  über  die  eingeschriebenen  Hilfskassen  vom  7.  April  1876)  errichteten  ein- 
geschriebenen Hilfskassen,  für  welche  ein  Zwang  zum  Beitritt  nicht  besteht,  tritt  weder 
die  Gemeindekrankenversicherung  noch  die  Verpflichtung  einer,  nach  Maßgabe  der  Vor- 
schriften dieses  Gesetzes  errichteten  Krankenkasse  beizutreten,  ein,  wenn  die  Hilfskasse, 
welcher  sie  angehören,  ihren  Mitgliedern  mindestens  die  Leistungen  gewährt,  welche  in 
der  Gemeinde,  in  deren  Bezirk  die  Kasse  ihren  Sitz  hat,  nach  Maßgabe  des  §  6  von 
der  Gemeindekrankenversicherung  zu  gewähren  sind. 

Kassen,  welche  freie  ärztliche  Behandlung  und  Arznei  gewähren,  genügen  dieser 
Bedingung  durch  Gewährung  eines  Krankengeldes  von  drei  Vierteln  des  ortsüblichen 
Tagelohnes  (§  8). 
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vorgesehen.  Versicherungsberechtigt  sind  alle  nicht  versicherten 
Arbeiter,  Angestellte,  Familienangehörige  des  Arbeitgebers  und 
Kleinunternehmer,  wenn  ihr  Jahresverdienst  2500  Mark  nicht  über- 
steigt. In  der  Schweiz  ist  also  der  Kreis  der  Versicherungs- 
berechtigten bedeutend  weiter  gezogen,  denn  er  umfaßt  alle  Staats- 
bürger ohne  irgendwelche  Einschränkungen,  namentlich  bezüglich 
des  Einkommens.  Solche  Einschränkungen  waren  einfach  bei 
einer  derartigen  Berücksichtigung  der  Kassen,  wie  sie  die  In- 
teressenten, gestützt  auf  den  A^erfassungsartikel  34  ^'^  verlangten, 
nicht  mögiich,  ohne  das  Gesetz  wiederum  zu  gefährden.  Die  Kassen 
wären  gezwungen,  eine  große  Anzahl  Mitglieder  bei  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  abzugeben  oder  wenigstens  in  Zukunft  Mitgliedern, 
die  für  sie  das  beste  Risiko  darstellen,  den  Eintritt  zu  verwehren. 

Was  die  Aufnahme  des  weiblichen  Geschlechtes  in  die  Kranken- 
versicherung betrifft,  so  sind  in  Deutschland  eben  alle,  die  ihre 
Arbeitskraft  in  untergeordneter  abhängiger  Stellung  verwerten,  ver- 
sicherungspflichtig, alle  Versicherungsfreien  dieser  Art,  versicherungs- 
berechtigt. 

In  der  Schweiz  umfaßte,  wie  früher  schon  dargelegt,  die 
Krankenversicherung  die  Frauen  bisher  in  begrenztem  Umfange. 
Die  Statistik  von  1903  führt  359000  männliche  und  ca.  90000 
weibliche  Kassenmitglieder  an.  Von  den  weiblichen  sind  ein  großer 
Teil  unverheiratete  Arbeiterinnen  von  Betriebskrankenkassen  der 
Textilindustrie,  die  natürlich  eine  derartige  Versicherung  sehr  wohl 
bedürfen,  deren  Erkrankungen  oft  aber  nicht  so  schwere  Mißstände 
mit  sich  bringen,  als  wie  sie  bei  der  Erkrankung  einer  Hausfrau, 
einer  Hausmutter  entstehen  können. 

Der  hauptsächlichste  Grund  für  die  relativ  geringe  Beteiligung 
von  Frauen  bei  der  Krankenversicherung  liegt  darin,  daß  sie  meistens 
nicht  zu  den  Erwerbenden  gehören  und,  falls  sie  erwerben,  ihr 
Verdienst  so  gering  ist,  daß  es  ihnen  schwer  oder  unmöglich  wird, 
auch  noch  den  Krankenkassenbeitrag  aufzubringen.  Ein  weiterer 
Grund  ist  der,  daß  es  den  Frauen  vielerorts  bisher  unmöglich 
war,  einer  Kasse  beizutreten,  da  sie  von  den  Männerkrankenkassen, 
die  die  Frauen  nicht  gerne  in  den  Generalversammlungen  der 
Kassen  sahen,  nicht  aufgenommen  wurden.  So  kommt  es,  daß  nach 
erwähnter  Statistik  von  100  Krankenkassen  57  den  Frauen  über- 
haupt keinen  Eintritt  gewährten.  Die  übrigen  39  sind  gemischte 
Kassen  und  nur  4  Frauenkassen.  Selbstverständlich  wird  meistens 
die  Tatsache  ausschlaggebend  gewesen  sein,  daß  die  Frauen  ein 
schwereres  Risiko  darstellen  als  die  Männer.   Wenn  man  bedenkt,, 


wie  die  Frauen  durch  häusliche  Arbeiten,  durch  Wochenbett  und 
anderes  mehr  an  ihrer  Gesundheit  Schaden  leiden,  so  ist  es  er- 
klärlich, daß  sie  in  höherem  Alter  einen  stark  gesteigerten  Krank- 
heitszustand aufweisen.  Und  gerade  aus  diesem  Grunde  hat  es  der 
Gesetzgeber  für  seine  Pflicht  gehalten,  Bestimmungen  zu  erlassen, 
die  der  Frau,  der  Hauptstütze  eines  gesunden  Volkstumes,  gegen- 
über dem  bisherigen  Brauch,  Vorteile  bringen.  Er  hat  für  sie  die 
Versicherungsmöglichkeit  unter  nicht  erschwerenden  Bedingungen 
eröffnet. 

Die  Kassen  sind  nämlich  verpflichtet,  beide  Geschlechter  für 
die  Aufnahme  gleich  zu  stellen,  sofern  es  sich  nicht  um  Kassen 
solcher  Berufsverbände  oder  Betriebe  handelt,  die  nur  Angehörige 
des  einen  Geschlechtes  in  sich  schließen.  Die  Mitgliederbeiträge 
müssen  entprechend  abgestuft  sein,  wenn  die  statutarischen  Ver- 
sicherungsleistungen nach  dem  Geschlecht  verschieden  sind,  d.  h. 
es  ist  gesattet,  in  den  Versicherungsleistungen  einen  Unterschied 
unter  den  Geschlechtern  zu  machen,  z.  B.  den  Mann  für  2  Frs. 
Krankengeld,  die  Frau  nur  für  i  Fr.  Krankengeld  zu  versichern, 
wenn  nur  die  Mitgliederbeiträge  entsprechend  sind,  z.  B.  1,60  Frs. 
im  Monat  der  Mann,  0,80  Fr.  die  Frau. 

Mehr  Beachtung  als  in  Deutschland  ist  in  der  Schweiz  der 
Aufnahme  der  Kinder  in  die  Versicherung  geschenkt  worden.  Die 
Reichsversicherungsordnung  bringt  die  Möglichkeit,  sich  zu  ver- 
sichern, den  Familienangehörigen  der  Arbeitgeber,  die  ohne  ein  be- 
stimmtes Arbeitsverhältnis  und  ohne  Entgelt  beschäftigt  sind.  Es 
ist  also  hier  nur  an  die  Familienversicherungen  gedacht. 

Der  schweizerische  Gesetzgeber  legt  der  Aufnahme  der 
Kinderversicherung  außerordentliche  Bedeutung  auch  vom  Stand- 
punkt der  Schule  aus  bei.  Die  Kinderversicherung  soll  zur  Folge 
haben,  daß  die  Eltern  sich  rechtzeitig  nach  ärztlicher  Behandlung 
umsehen,  während  oft  dadurch,  daß  die  Eltern  die  Kosten  der 
ärztlichen  Behandlung  scheuen,  die  Kinderkrankheiten  vernach- 
lässigt werden  und  sich  im  späteren  Leben  als  Störungen  aller  Art, 
Gebrechen  und  Elend  wieder  bemerkbar  machen. 

Die  Kinderversicherung  war,  wie  schon  früher  erwähnt,  bis- 
her in  der  Schweiz  nicht  unbedeutend  verbreitet  und  zwar  in  der 
welschen  Schweiz  als  Krankengeldversicherung  und  in  der  deutschen 
als  Krankenpflegeversicherung.  Bei  der  Kankengeldversicherung 
für  Kinder  besteht  immerhin  die  Gefahr,  daß  gewissenlose  Eltern 
daraus  ein  Geschäft  machen,  indem  sie  das  Geld  für  sich  behalten, 
die  Kinder  für  krank  erklären  und  ihre  Arbeitskraft,  die  dem 
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Schulbesuch  gewidmet  sein  sollte,  zu  Hause  ausnützen.  Diesem 
Bedenken  ist  vom  Gesetz  dadurch  Rechnung  getragen,  daß  es 
nicht  gestattet,  Kinder  vor  dem  Jahre,  indem  sie  das  14.  Alters- 
jahr zurücklegen,  für  Krankengeld  zu  versichern.  Wohl  aber 
können  alle  Kinder  unter  14  Jahren  gegen  Krankenpflege  ver- 
sichert werden. 

Die  freie  Konkurrenz  unter  den  schweizerischen  Kranken- 
kassen macht  eine  systematische  Verteilung  der  Mitglieder  auf 
die  Kassen  unmöglich.  Nach  der  deutschen  Reichsversicherungs- 
ordnung sind  die  Mitglieder  der  Ortskrankenkassen  die  genannten 
Versicherten  in  den  Städten,  Mitglieder  der  Landkrankenkassen 
die  in  der  Landwirtschaft,  dem  Wandergewerbe,  dem  Hausge- 
werbe Beschäftigten  und  die  Dienstboten.  Der  Bundesrat  kann 
diesen  Kassen  noch  andere  Gruppen  zuweisen  und  sonstige  ihm 
notwendig  dünkende  Bestimmungen  treffen. 

In  der  Schweiz  hat  der  Bundesrat  über  die  Verteilung  nicht 
das  Geringste  zu  bestimmen.  Nur  die  Kantone  oder  Gemeinden 
sind,  wenn  sie  öffentliche  Kassen  einzurichten  beschlossen  haben, 
zu  solchen  Vorschriften  befugt.  Vorläufig  handelt  es  sich  aber 
in  der  Hauptsache  um  freie  anerkannte,  nur  unter  Bundesaufsicht 
stehende  Kassen,  die  jedermann  aufnehmen  können.  Andererseits 
bedingt  die  FreiwiUigkeit  der  Versicherung  und  die  freie  Kon- 
kurrenz unter  den  Kassen,  daß  jeder  Staatsbürger  die  Kasse 
wählen  kann,  die  ihm  beliebt,  vorausgesetzt,  daß  er  ihre  statu- 
tarischen Bestimmungen  erfüllt.  Trotzdem  ließ  sich  aber  der 
Grundsatz,  jedem  Staatsbürger  jede  Kasse  zu  öffnen,  nicht  all- 
gemein durchführen.  Man  würde  dabei  manche  Kassen  wieder 
zu  Feinden  des  Gesetzes  gemacht  haben. 

In  der  Schweiz  bestehen  ca.  600  Fabrikkrankenkassen.  Von 
diesen  konnte  nicht  die  Aufnahme  eines  jeden  verlangt  werden, 
wie  das  auch  nicht  in  Deutschland  der  Fall  ist,  da  Fabrik-  und 
Betriebskrankenkassen  öfters  durch  besondere  Leistungen  der  be- 
treffenden Unternehmungen  unterstützt  werden.  Weiter  gibt  es 
ca.  25  religiöse  Kassen,  die  die  Mitgliedschaft  von  der  Zugehörig- 
keit zu  einer  bestimmten  Konfession,  und  annähernd  so  viele  poli- 
tische Kassen,  die  sie  von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  bestimmten 
Partei  abhängig  machen.  Auch  diese  Kassen  mit  einem  beschränkten 
Mitgliederkreis  werden  vom  Gesetz  anerkannt. 

Es  wäre  natürlich  besser  gewesen,  wenn  man  solchen  Kassen 
dieses  Recht  hätte  nehmen  können.  Denn  es  besteht  immer  das 
Bedenken,  daß  durch  die  Anerkennung  dieser  Kassen  politische 
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und  konfessionelle  Parteibestrebungen  in  die  Krankenversicherung- 
und  ihre  Organisation  hineingetragen  werden.  Aber  ein  Verbot 
in  dieser  Richtung  war  nicht  möglich,  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  die  Verfassung  vorschreibt,  die  bestehenden  Krankenkassen 
zu  berücksichtigen.  Es  mag  nun  vorkommen,  daß  an  einem  Orte 
nur  solche  beschränkte  Kassen  bestehen  und  es  vielen  Schweizern 
aus  diesem  Grunde  nicht  möglich  ist,  einer  Kasse  beizutreten ;  für 
diesen  Fall  verpflichtet  das  Gesetz  die  Kassen,  auch  die  Bürger 
des  betreffenden  Ortes  als  Mitglieder  aufzunehmen,  die  nicht  der 
verlangten  Konfession  oder  politischen  Partei  angehören. 

Um  aber  eher  die  Entwicklung  der  freien  anerkannten  Kassen 
zu  fördern,  legte  der  Gesetzgeber  den  geschlossenen  Kassen  Be- 
schränkungen auf,  die  namentlich  in  den  Bestimmungen  über  die 
Freizügigkeit  zum  Ausdruck  kommen.  Die  Mitglieder  der  ge- 
schlossenen Kassen  haben,  wie  im  folgenden  ausgeführt  wird,  eine 
bedingte  Freizügigkeit. 

Die  Freizügigkeit. 

Die  Bestimmungen  über  die  Freizügigkeit  sind  eine  große 
Errungenschaft  des  schweizerischen  Bundesgesetzes.  Eine  Rege- 
lung der  Freizügigkeit  verursacht  bei  dem  losen  Zusammenhang  der 
einzelnen  beteiligten  Organe  zweifelsohne  mehr  Schwierigkeiten 
als  die  Einigung  auf  diesem  Gebiete  bei  dem  festgefügten  Organ 
des  deutschen  Krankenkassenwesens.  Um  so  mehr  ist  es  zu  be- 
wundern, wie  diese  Aufgabe  in  dem  Bundesgesetz  gelöst  worden 
ist.  Die  vortreffliche  Lösung  ist  besonders  den  jahrzehntelangen 
Bemühungen  einsichtiger  Kassen  zu  verdanken,  die  die  schon 
früher  erwähnten  P>eizügigkeitsverbände  gegründet  haben. 

Die  Freizügigkeit  muß  vor  allem  darin  bestehen,  daß  Mit- 
glieder ohne  Schwierigkeiten  aus  einer  Kasse  austreten  und  zur 
anderen  übertreten  können,  wenn  ihre  Mitgliedschaft  bei  der  gegen- 
wärtigen Kasse  infolge  Wegzugs,  Berufsveränderung  u.  a.  m. 
unmöglich  gemacht  wird. 

In  der  Schweiz  kannte  man  bisher  zwei  Systeme  der  Frei- 
zügigkeit, nämlich  das  der  »mise  en  subsistance«  und  das  der 
wirklichen  Freizügigkeit.  Namentlich  die  Kassen  der  französischen 
Schweiz  hatten  die  Einrichtung  der  mise  en  subsistance,  d.  h.  das 
wegziehende  Mitglied  blieb  Mitglied  der  alten  Kasse,  die  Kasse 
des  neuen  Wohnortes  diente  aber  als  Agent  der  Kasse  für  den 
Einbezug  des  Mitgliederbeitrages,  die  Verabreichung  von  Kranken- 
geld und  Krankenpflege  und  für  die  Aufsicht. 
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Bei  den  Kassen  der  deutschen  Schweiz  dagegen  bestand 
bisher  die  wirkliche  Freizügigkeit,  die  auch  dem  Gesetzgeber  als 
Grundlage  diente  und  die  nun  verbessert  von  allen  anerkannten 
Kassen  anzuwenden  ist. 

Das  Gesetz  setzt  einen  unbedingten  Anspruch  auf  Eintritt 
in  eine  Kasse  nicht  fest.  Ein  solcher  kann  nur  bei  den  aner- 
kannten freien  Kassen  durch  ihre  Statuten  und  bei  den  öffent- 
lichen obligatorischen  Kassen  kraft  Gesetzes  konstatiert  werden. 
In  den  Bestimmungen  über  die  Freizügigkeit  weicht  das  neue 
Gesetz  aber  von  diesen  Grundsätzen  ab.  Jetzt  erwirbt  die  Mit- 
gliedschaft bei  einer  Krankenkasse  während  einer  gewissen  Zeit 
(ohne  eine  Unterbrechung  mehr  als  drei  Monate)  dem  Mitglied 
den  Anspruch  auf  Übertritt  in  eine  andere  Kasse. 

Das  Mitglied  einer  Betriebskrankenkasse  hat  jedoch  Anspruch 
auf  Freizügigkeit  nur  bis  zu  dem  Zeitpunkt,  da  es  fünf  Jahre 
dieser  Kasse  angehört  hat.  Die  Einschränkung  ist  auf  Verlangen 
der  ländlichen  Krankenkassen  zurückzuführen,  die  befürchteten,  die 
alt  gewordenen  Mitglieder  der  Betriebskrankenkassen,  die  in  ihren 
jungen  gesunden  Jahren  diesen  ihre  Beiträge  gezahlt  hätten,  als  Inva- 
lide übernehmen  und  mit  ihren  geringen  Mitteln  erhalten  zu  müssen. 

Politische  und  konfessionelle  Kassen  erfahren,  wie  schon  an- 
gedeutet, noch  besondere  Einschränkungen,  die  ihre  Existenz  er- 
schweren. Denn  das  frühere  Mitglied  einer  solchen  Kasse  hat 
nur  Anspruch  auf  Freizügigkeit  gegenüber  den  Kassen,  die  die 
Mitgliedschaft  von  der  Zugehörigkeit  zu  der  gleichen  Konfession 
oder  der  gleichen  politischen  Partei  abhängig  machen.  Weiter 
wird  einem  solchen  Mitglied,  daß  zu  einer  offenen  Kasse  übertreten 
will  und  früher  schon  einer  offenen  Kasse  angehört  hat,  bei  der 
Ermittelung  der  oben  erwähnten  Frist  (ohne  Unterbrechung  mehr 
als  drei  Monate)  die  Zeit,  in  der  es  Mitglied  einer  konfessionellen 
oder  politischen  Kasse  gewesen  ist,  nicht  angerechnet. 

Für  alle  Kassen  gilt  ferner,  daß  der  Eintritt  eines  Zügers 
vom  Gesundheitszustand  oder  einem  gewissen  Lebensalter  nicht 
abhängig  gemacht  werden  darf,  auch  wenn  das  die  Statuten  für 
die  sonstige  Aufnahme  eines  Mitgliedes  vorschreiben.  Der  Züger 
darf  auch  zur  Zahlung  eines  Eintrittsgeldes  nicht  gezwungen 
werden  und  hat  nur  die  Beiträge  zu  entrichten,  die  die  Kasse  bei 
gleichen  Versicherungsleistungen  von  einem  anderen  Eintretenden 
desselben  Alters  erhebt.  Hat  der  Züger  jedoch  das  statutarische 
Eintrittsalter  überschritten,  so  schuldet  er  der  Kasse  die  ent- 
sprechenden Beiträge. 

Krumbiegel,  Kranken-  und  Unfallversicherung.  2 
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Das  System  der  mise  en  subsistance  tritt  ein,  wenn  einem 
anspruchsberechtigten  MitgHed  keine  Kasse  offen  steht,  deren  all- 
gemeine Aufnahmebedingungen  es  erfüllt,  d.  h.  es  bleibt  bei  seiner 
Kasse.  Dasselbe  geschieht  mit  dem  Mitglied  einer  Betriebs- 
krankenkasse, das  dieser  fünf  Jahre  angehört  hat. 

Untereinander  sind  die  Kassen  zu  gegenseitiger  Unterstützung 
besonders  zur  Aufsicht  verpflichtet.  Ihren  Mitgliedern  gegenüber 
sollen  sie  politisch  und  konfessionell  neutral  und  tolerant  sein. 

Mit  diesen  Vorschriften  hat  der  Gesetzgeber  im  Interesse  der 
Versicherten  zweifellos  einmal  sehr  tief  in  die  Geschäftsgebahrung 
der  Kassen  eingegriffen.  Er  hat  dadurch  die  Freizügigkeitsbe- 
wegung sehr  gefördert  und  vor  allem  verhindert,  daß  sich  separate 
Freizügigkeitsverbände  wie  politische,  konfessionelle  oder  regionale 
Verbände  bilden. 

Auch  in  Deutschland  ist  es  den  Kassen  gestattet,  sich  zu 
Verbänden  zusammenzuschließen.  Die  bedeutendsten  dieser  Ver- 
bände sind  der  Zentralverband  von  Ortskrankenkassen  im  Deutschen 
Reich  und  der  Verband  zur  Wahrung  der  Interessen  der  deutschen 
Betriebskrankenkassen.  Ihre  Ziele  decken  sich  ungefähr  mit  denen 
der  schweizerischen  Freizügigkeitsverbände.  Hauptsächlich  be- 
zwecken sie  eine  einheitliche  Regelung  der  Verhältnisse  zu  den 
Kassenärzten  und  Apotheken,  sowie  die  Einführung  möglichst 
gleichlautender  Verträge  mit  diesen,  die  Regelung  des  Über- 
weisungsverfahrens u.  a.  m.  Die  Satzungen  der  Verbände  sind  vom 
Oberversicherungsamt  zu  genehmigen. 

Eine  Regelung  der  Freizügigkeit  ist  in  Deutschland  bei 
weitem  nicht  mit  solchen  Schwierigkeiten  verbunden,  da  die  Organi- 
sation der  Kassen  infolge  des  öffentlichen  Charakters  viel  straffer 
ist  und  es  eben  nur  fünf  Arten  von  Krankenkassen  gibt. 

Die  Versidierungsbeiträge. 

Zur  Erzielung  und  Sicherung  einer  rationellen  Tätigkeit, 
insbesondere  zur  Erklärung  des  Obligatoriums  ist  es  in  erster 
Linie  nötig,  festzulegen,  wer  überhaupt  und  wie  weit  das 
einzelne  Mitglied  an  den  Lasten  der  Kasse  beteiligt  ist.  Daß 
aus  diesem  Grunde  die  Beitragserhebung  in  Deutschland  mehr 
an  direkte  Gesetzesvorschriften  geknüpft  ist  als  in  der  Schweiz, 
ist  erklärlich  und  bedingt  das  ObHgatorium  der  Versicherung. 
Nach  der  Reichsversicherungsordnung  zahlen  die  Versicherungs- 
berechtigten ihre  Beiträge  natürlich  selbst  gemäß  den  Statuten  der 
Kasse.     Bei  der  obligatorischen  Versicherung  jedoch  sind  die 
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Arbeitgeber  zur  Zahlung  von  ^/g  und  die  Arbeiter  von  73  der 
Beiträge  verpflichtet.  Der  Versicherungszwang  erfordert  weiterhin 
die  Festsetzung  einer  Beitragsgrenze.  Der  Beitrag  darf  einerseits 
nicht  zu  niedrig  sein,  damit  der  Kasse  eine  gewisse  Leistungs- 
fähigkeit gesichert  werde,  andererseits  soll  die  Belastung  des 
Arbeiters  seine  Zahlungsfähigkeit  nicht  übersteigen.  Deshalb  dürfen 
in  Deutschland  die  Beiträge  regelmäßig  höchstens  4 14  Vo 
Grundlohnes  betragen  und  nur  im  Ausnahmefall  bis  67o  gesteigert 
werden. 

Dieser  Fall  tritt  ein,  wenn  die  nötigen  Ausgaben,  also  die 
Regelleistungen  nicht  mehr  gemacht  werden  können  und  die 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  im  Ausschuß  sich  in  gesonderter  Ab- 
stimmung dafür  erklärt  haben.  Für  ganz  besondere  Fälle  und  mit 
besonderer  Genehmigung  können  auch  mehr  als  6^0  erhoben 
werden,  falls  es  an  den  nötigen  Mitteln  fehlt. 

Das  schweizerische  Bundesgesetz  kennt  keine  Arbeitgeber- 
beitragspflicht. Daß  die  Beiträge  der  Versicherungsberechtigten 
—  um  solche  handelt  es  sich  vorläufig  nur  —  von  diesen  selbst 
getragen  werden,  weicht  von  der  deutschen  Ordnung  nicht  ab. 
Tritt  aber  nun  der  Fall  ein,  daß  Kantone  oder  Gemeinden  die 
Krankenversicherung  allgemein  oder  für  einzelne  Bevölkerungs- 
klassen für  obligatorisch  erklären,  so  verpflichtet  das  Gesetz  die 
Arbeitgeber  nicht  nur  nicht  zu  Beiträgen  zu  den  Versicherungs- 
prämien, sondern  es  untersagt  sogar,  den  Arbeitgebern  die  Be- 
zahlung eigener  Beiträge  aufzuerlegen. 

Man  darf  daraus  nicht  schließen,  daß  der  Gedanke,  den 
iVrbeitgeber  zur  Krankenversicherung  mit  heranzuziehen,  bei  der 
Beratung  dieses  Gesetzes  zum  ersten  Male  aufgetaucht  und  der 
Boden  zu  dieser  Einsicht  noch  nicht  genügend  vorbereitet  sei. 
Schon  der  Forrersche  Entwurf  sah  die  Arbeitgeberbeiträge  vor, 
und  Forrer  äußerte  sich  damals  bei  der  Beratung  dahin:  »Der 
Beitrag  der  Arbeitgeber  ist  die  Grundlage,  das  Hauptmoment  in 
der  ganzen  Versicherungsfrage,  und  wenn  Sie  mir  diese  Grund- 
lage wegnehmen,  so  gebe  ich  Ihnen  für  das  ganze  Kranken  Ver- 
sicherungsprojekt nichts  mehr.« 

Also  schon  seit  Jahrzehnten  schwebt  die  Frage.  Die  eidge- 
genössischen  Räte  haben  sich  nun  für  Befreiung  der  Arbeitgeber 
von  den  Beiträgen  entschieden  und  zwar  aus  verschiedenen  Gründen. 
Denn  bei  Einrichtung  der  jetzigen  Krankenversicherung  liegen 
die  Verhältnisse  bedeutend  anders  als  beim  ehemaligen  Forrerschen 
Entwurf  und  bei  den  Gesetzen  der  umliegenden  Staaten,  besonders 
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Deutschlands.  Das  Forrersche  Projekt  übernahm  sechs  Wochen 
des  Unfalles  zu  Lasten  der  Krankenkassen,  Deutschland  übernimmt 
13  Wochen  des  Unfalles  ebenfalls  zu  Lasten  der  Krankenkassen 
außerdem  eine  Leistung  bis  auf  26  Wochen  für  alle  Krankheiten, 
also  auch  für  die  Nichtbetriebsunfälle. 

Anders  jetzt  in  der  Schweiz.  Die  ganze  Verpflegung  der 
Verunglückten  fällt  der  Unfallversicherung  zur  Last.  Die  Kranken- 
kassen haben  nur  für  kurze  Zeit  die  Verpflegung  zu  übernehmen, 
aber  nicht  auf  eigene  Rechnung,  sondern  auf  Rechnung  der  Un- 
fallversicherung. Weiter  kommt  die  Unfallversicherung  den  Kranken- 
kassen entgegen,  indem  sie  auch  die  Nichtbetriebsunfälle  ent- 
schädigt. Selbst  die  Berufskrankheiten  werden  als  Unfälle  an- 
gesehen. 

Die  Krankenkassen  werden  demnach  in  ganz  bedeutendem 
Maße  auf  Kosten  der  Unfallversicherung  entlastet.  Dement- 
sprechend müssen  sich  auch  die  Leistungen  an  die  Krankenkassen 
ermäßigen.  Dazu  kommt  noch  die  große  Verschiedenheit  der 
Kassen,  die  zweifelsohne  eine  Verschiedenheit  in  der  Leistung  des 
Arbeitgebers  mit  sich  bringen  müßte.  Hauptsächlich  aber  würde 
bei  Einführung  eines  Arbeitgeberbeitrages  eine  große  Ungleichheit 
für  die  Arbeitgeber  geschaffen,  wenn  zum  Beispiel  in  einem  Kanton 
eine  Gemeinde  das  Obligatorium  einführt,  die  Arbeitgeber  also 
zahlen  müßten,  während  die  Nachbargemeinde  es  nicht  tut.  Gleiche 
Industrien  würden  da  ungleich  belastet,  die  Konkurrenz  auf  un- 
gesunde Basis  gestellt  werden. 

Die  öffentliche  Kasse  einer  Gemeinde  soll  viel  weitere  Kreise 
umfassen  als  die  obligatorischen  deutschen  Kassen.  Denn  das 
ganze  Gesetz  ist  so  gehalten,  daß  es  sich  nicht  allein  um  eine 
Arbeiter  Versicherung  handelt,  sondern  um  eine  Versicherung,  die 
das  ganze  Volk  in  Anspruch  nehmen  soll.  Viele  Versicherte  werden 
deshalb  keinen,  oder  wenigstens  keinen  ständigen  Arbeitgeber 
nennen  können. 

Die  Einführung  eines  Arbeitgeberbeitrages  würde  also  für 
das  künftige  Obligatorium  eher  zum  Hindernis  geworden  sein. 
Durch  das  direkte  Verbot,  die  Arbeitgeber  irgendwie  zu  belasten, 
hofft  man,  dem  Obligatorium  am  ehesten  den  Weg  öffnen 
zu  können. 

Ebenso  wie  in  Deutschland  ist  es  auch  in  der  Schweiz  den 
Arbeitgebern  zur  Pflicht  gemacht,  die  entsprechenden  Beiträge 
der  obligatorisch  Versicherten  an  die  Kassen  abzuführen,  d.  h.  sie 
vom  Lohn  der  betreffenden  Arbeiter  abzuziehen. 
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Inwieweit  der  Bund  finanziell  an  der  Krankenversicherung 
beteiligt  ist,  davon  später. 

Die  Versicherungslcistungen. 

Die  Einheitlichkeit  der  deutschen  Krankenkassen,  ihre  Grröße 
und  straffe  Organisation,  wie  sie  die  Reichsversicherungsordnung 
vorschreibt,  bedingt  selbstverständlich  eine  dementsprechende  Lei- 
stungsfähigkeit. Zwergkassen,  die  nichts  leisten  können,  läßt  die 
R.  V.  O.  nicht  zu.  Ganz  anders  in  der  Schweiz.  Hier  gibt  es 
keine  Einheitlichkeit  unter  den  Kassen,  keine  vergeschriebene 
Größe,  keine  gesetzlich  geregelte  Organisation.  Aus  diesem  Grunde 
ist  auch  die  Leistungsfähigkeit  der  Kassen  sehr  verschieden.  So 
kann  dann  wohl  die  Reichsversicherungsordnung  gewisse  höhere 
Ansprüche  an  ihre  Krankenkassen  stellen,  während  das  schweize- 
rische Gesetz  unter  Berücksichtigung  der  bestehenden  Verhältnisse 
die  Minimalleistungen  sehr  niedrig  ansetzen  und  der  Konkurrenz 
der  freien  Kassen  den  Ausgleich  überlassen  muß. 

Die  Leistungen,  die  die  schweizerischen  Krankenkassen  zu 
gewähren  haben,  werden  am  besten  nach  einem  ÜberbUck  über 
die  deutschen  Kassenleistungen  zu  beurteilen  sein. 

In  Deutschland  wurden  unterschieden  die  Regelleistungen, 
zu  denen  die  Kassen  verpflichtet  sind,  und  die  Mehrleistungen, 
die  sie  freiwillig  gewähren.  Die  Regelleistungen  setzen  sich  zu- 
sammen aus  Krankenhilfe,  Wochenhilfe  und  Sterbegeld.  Die 
Krankenhilfe  besteht: 

a)  Aus  der  Krankenpflege,  d.  h.  ärztliche  Behandlung,  Ge- 
währung von  Arznei,  Brillen,  Bruchbänder  und  kleinen 
ärztlichen  Hilfsmitteln.    Sie  sind  sofort  zu  gewähren. 

b)  Aus  dem  Krankengeld,  auf  das  der  Versicherte  bis  zu 
26  Wochen  im  Jahre  Anspruch  hat.  Es  beträgt  die 
Hälfte  des  Grundlohnes.  Dieser  ist  das  durchschnittliche 
Tagesentgelt  derjenigen  Klassen  Versicherter,  für  welche 
die  Kasse  errichtet  ist,  und  zwar  höchstens  bis  5  Mk.  für 
den  Arbeitstag.  Das  Tagesentgelt  kann  aber  auch  nach 
der  verschiedenen  Lohnhöhe  der  Versicherten  stufenweise 
bis  6  Mk.  festgesetzt  werden.  Also  beträgt  der  Maximal- 
betrag des  Krankengeldes  3  Mk.  pro  Arbeitstag.  Es  wird 
bei  Arbeitsunfähigkeit  vom  dritten  Krankheitstage  an 
gewährt. 

Krankenpflege  und  -geld  können  durch  Krankenhauspflege 
ersetzt  werden.    Ist  die  Überbringung  in  ein  Krankenhaus  nicht 


möglich,  so  wird  dafür  die  Hauspflege  gewährt  und  das  Kranken- 
geld bis  %  gekürzt.  Zur  Zahlung  von  Hausgeld  an  die  Ange- 
hörigen des  Kranken  sind  die  Kassen  verpflichtet,  wenn  dieser 
im  Krankenhaus  untergebracht'  ist  und  er  mit  seinem  Lohn  bisher 
seine  Angehörigen  unterhalten  hat.  Es  beträgt      des  Grundlohnes. 

Wochenhilfe  erhalten  verheiratete  und  ledige  Frauen,  die 
mindestens  sechs  Monate  im  letzten  Jahre  in  einer  Kasse  versichert 
waren.  Wochengeld  wird  acht  Wochen  lang  gewährt  und  beträgt 
1/2  des  Grundlohnes.  Sechs  Wochen  müssen  vor  der  Niederkunft 
liegen.  An  Stelle  des  Wochengeldes  kann  mit  Zustimmung  der 
Wöchnerin  Verpflegung  in  einem  Wöchnerinnenheim  oder  Haus- 
pflege eintreten.    Das  Wochengeld  wird  dann  auf  %  gekürzt. 

Das  Sterbegeld  beläuft  sich  in  der  Regel  auf  das  20 fache 
des  Grundlohnes,  also  höchstens  120  Mk. 

Ist  die  Kasse  für  die  Regelleistungen  nicht  leistungsfähig 
genug,  so  kann  sie  mit  ministerieller  Erlaubnis  erweiterte  Kranken- 
hauspflege eintreten  lassen.  Diese  besteht  aus  obligatorischer 
Krankenhauspflege,  wobei  das  Hausgeld  w^egfällt  und  Sterbegeld 
höchstens  bis  30  Mk.  gewährt  wird.  Falls  sich  der  Kranke 
weigert,  die  Krankenhauspflege  anzunehmen,  wird  ihm  das  Kranken- 
geld bis  zur  Hälfte  gekürzt.  —  Die  R.  V.  O.  hat  weiterhin  für  große 
leistungsfähige  Orts-  und  Betriebskrankenkassen,  die  infolge  ihrer 
günstigen  finanziellen  Position  imstande  sind,  größere  Leistungen 
auf  sich  zu  nehmen,  besondere  Vorschriften  vorgesehen.  Die  so- 
genannten Mehrleistungen  beziehen  sich  auf  Erhöhung  von  Kranken- 
und  Sterbegeld,  Gewährung  von  besonderen  Hilfsmitteln,  Hausgeld, 
Schwangerschaftsgeld,  Stillgeld  u.  a.  m. 

So  hat  der  deutsche  Gesetzgeber  durch  die  Festsetzung  der 
Minimalleistung  für  eine  gute  Verpflegung  der  Kranken  Sorge 
getragen  und  durch  die  der  genannten  Mehrleistungen  den  gut 
gestellten  Krankenkassen  den  Weg  gezeigt,  die  Wohltaten  zu  er- 
weitern und  dem  Volke  zukommen  zu  lassen.  Die  Ansprüche 
des  Versicherten  beginnen  beim  Eintritt  in  den  Betrieb.  Nur 
für  die  Versicherungsberechtigten  und  die  unständig  Beschäftigten 
kann  die  Satzung  der  Kasse  eine  sechswöchentliche  Karrenzzeit 
vorsehen. 

Der  schweizerische  Gesetzgeber  dagegen  mußte  wieder  auf 
die  einzelnen  Eigenheiten  der  verschiedenen  Kassen  Rücksicht 
nehmen.  Schon  aus  diesem  Grunde  können  die  Minimalleistungen 
der  Krankenkassen  nicht  in  der  Höhe  festgesetzt  sein  wie  in  der 
deutschen  R.  V.  O.     Es  gibt  in  der  Schweiz  zunächst  die  söge- 
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nannten  Krankenpflegekassen,  die  für  Arzt  und  Apotheke  sorgen. 
Diese  Kassen  werden  vom  Gesetzgeber  besonders  bevorzugt,  weil 
sie  die  meiste  Garantie  dafür  bieten,  daß  eine  sachgemäße  und 
schnelle  Heilung  stattfindet. 

Mit  diesem  System  ist  indessen  der  Nachteil  verbunden,  daß 
mancher  Familienvater  eher  wieder  an  die  Arbeit  geht,  als  er  es 
tun  würde,  wenn  er  noch  ein  Krankengeld  bezöge. 

Weiter  gibt  es  Krankenpflegekassen,  die  nicht  selbst  für  Arzt 
und  Apotheke  sorgen,  sondern  dem  Kranken  Geld  geben  mit  der 
Verpflichtung,  dieses  für  seine  Heilung  zu  verwenden. 

Schließlich  bestehen  noch  besser  gestellte  Krankenkassen,  die 
Klrankengeld  und  Krankenpflege  natürlich  gegen  einen  entspre- 
chend höheren  Beitrag  gewähren. 

Auf  diese  drei  Arten  von  Kassen  hat  das  Gesetz  Rücksicht 
genommen.  Die  Verpflichtungen,  die  die  Kassen  von  Gesetzes 
wegen  auf  sich  nehmen  müssen,  sind  ihren  Verhältnissen  ange- 
paßt. Das,  was  in  Deutschland  zwingende  Vorschriften  bewirken, 
sollen  in  der  Schweiz  anspornende  Zugeständnisse  in  Form  von 
entsprechenden  Bundesbeiträgen  verrichten. 

Die  Kassen  haben  also  ihren  Mitgliedern  wenigstens  ärztliche 
Behandlung  und  Arznei  zu  gewähren  oder  ihnen  ein  tägliches 
Krankengeld,  das  bei  gänzlicher  Erwerbsunfähigkeit  mindestens 
I  Fr.  betragen  muß,  zu  zahlen.  Ärztliche  Pflege  und  ein  ge- 
wisses Krankengeld  werden  ungefähr  dann  als  gleichwertig  an- 
gesehen, wenn  das  Krankengeld  i  Fr.  ausmacht. 

Soweit  unentgeltliche  Behandlung  der  Mitglieder  durch  öffent- 
liche Arzte  stattfindet,  gilt  sie  als  von  der  Kasse  geleistet.  Dabei 
ist  an  die  Ärzte  im  Kanton  Tessin  gedacht,  wo  kraft  des  tessini- 
schen  Gesetzes  die  Bezirksärzte  zu  unentgeltlicher  Krankenbehand- 
lung verpflichtet  sind.  Nur  für  Geburtshilfe,  größere  Operationen 
und  Krankenbesuche  an  ganz  abgelegenen  Orten  sind  hier  die 
Ärzte  zu  bezahlen. 

Die  Leistungen  sind  im  Krankheitsfalle  im  Laufe  von  360  Tagen 
während  mindestens  180  Tagen  zu  gewähren.  Bei  Verlängerung 
der  Leistungen  auf  270  Tage  dürfen  die  Mindestleistungen  auf  zwei 
Drittel  reduziert  werden,  so  daß  dann  bei  der  Krankenpflege  ein 
Teil  der  Kosten  auf  das  Mitghed  fällt.  Diese  Einschränkung  soll 
die  Versicherten  anhalten,  die  Simulation  zu  vermeiden  und  die 
Arbeit  sobald  als  möglich  wieder  aufzunehmen.  Natürlich  ist  es 
den  Kassen  nicht  verboten,  mehr  zu  leisten,  eine  Bestimmung,  die 
ungefähr  den  Mehrleistungen  der  deutschen  Krankenversicherung 
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entspricht.  Zu  beachten  haben  sie  dabei  nur,  daß  ihren  Mitghedern 
aus  der  Versicherung  kein  Gewinn  erwächst. 

Eine  auffallend  lange  Karenzzeit,  nämlich  3  Monate,  ge- 
stattet das  schweizerische  Gesetz.  In  Deutschland  gibt  es  eine 
solche  von  höchstens  sechs  Wochen,  wie  gesagt,  nur  für  die  Ver- 
sicherungsberechtigten. Mit  dieser  Vorschrift  ist  hier  aber  be- 
sonders auf  die  kleinen,  weniger  leistungsfähigen  schweizerischen 
Kassen,  die  es  in  Deutschland  nicht  gibt,  Rücksicht  genommen. 
Viele  Kassen  waren  bekanntlich  ursprünglich  gegründet  auf  dem 
Prinzip  vollständiger  Gleichheit  des  Beitrages.  Die  alten  wie  die 
jungen  Mitglieder  mußten  die  gleichen  Beiträge  zahlen.  Als  man 
schließlich  merkte,  daß  die  alten  Mitglieder  die  großen  Risiken 
darstellten,  wurde  es  den  jungen  verleidet,  in  die  Kassen  einzu- 
treten. Diese  gründeten  neue  Kassen,  die  zum  Ausgleich  schlechterer 
Risiken  entsprechend  höhere  Eintrittsgelder  verlangten. 

Um  diesen  Unterschied,  der  sehr  beträchtlich  ist,  jetzt  zu  be- 
seitigen, gestattet  das  Gesetz  eine  Karenzzeit  von  drei  Monaten, 
die  ein  Schutz  gegen  diejenigen  sein  soll,  die  schon  infolge  ihres 
Alters  der  Erkrankungsgefahr  ausgesetzt  sind.  Der  Kranke  soll, 
wenn  ihm  Krankengeld,  Arzt  und  Arznei  zuteil  wird,  seinerseits 
doch  etwas  an  die  Kasse  beigetragen  haben,  ehe  der  Versicherungs- 
fall eintritt.  Natürlich  steht  es  vöUig  im  Belieben  der  einzelnen 
Kassen,  diese  Karenzzeit  gemäß  ihrer  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
herabzusetzen  oder  ganz  zu  beseitigen.  Dafür  wird  schon  die  freie 
Konkurrenz  unter  ihnen  sorgen. 

Ärztliche  Behandlung  und  Arznei  ist  genau  wie  bei  den 
deutschen  Krankenkassen  vom  Anfang  der  Krankheit  an,  Kranken- 
geld spätestens  mit  dem  dritten  Tag  nach  der  Erkrankung  zu  ge- 
währen. 

Wenn  auch  die  Leistungen  für  Wöchnerinnen  in  der  Schweiz 
den  deutschen  nicht  ganz  gleichkommen,  so  ist  doch  immerhin 
anzuerkennen,  daß  derartige  Vorschriften,  die  für  die  meisten 
schweizerischen  Kassen  vollständig  neu  sind,  in  das  Gesetz  auf- 
genommen worden  sind.  Es  wird  das  Wochenbett  nach  Mitglied- 
schaft von  mindestens  neun  Monaten  dem  Krankheitsfalle  gleich- 
gestellt, die  Versicherte  erhält  also  Krankengeld.  Die  Versicherungs- 
leistungen laufen  sechs  Wochen,  jedoch  wird  diese  Zeit  bei  der 
genannten  Längsdauer  der  Leistungen  nicht  berücksichtigt.  Ist 
die  Wöchnerin  während  dieser  Zeit  anderweitig  beschäftigt,  wird 
der  Lohn  am  Krankengeld  abgezogen. 

Ein  Stillgeld  soll  außerdem  die  Kasse  gewähren,  wenn  die 
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Wöchnerin  über  die  Dauer  der  Unterstützung  hinaus  ihr  Kind 
während  weiterer  vier  Wochen  stillt.  Das  Stillgeld  beträgt  minde- 
stens 20  Frs. 

Zieht  man  nun  in  Betracht,  mit  welchen  Schwierigkeiten  der 
schweizerische  Gesetzgeber  zu  kämpfen  hatte,  um  alle  Eigenheiten 
der  Kassen  zu  berücksichtigen,  so  ist  die  Fürsorge,  die  den  Kranken 
in  Zukunft  zugesichert  ist,  entschieden  nicht  unbedeutend.  Von 
einer  so  umfangreichen  Hilfe,  wie  sie  von  den  deutschen  Kassen 
gewährt  werden  muß,  kann  natürlich  in  der  Schweiz  nicht  die 
Rede  sein.  Erst  dann  wird  eine  Erweiterung  der  gesetzlichen 
Leistungen  vorgenommen  werden  können,  wenn  die  Kassen  mit 
Hilfe  der  Bundesbeiträge  innerlich  gefestigt  und  leistungsfähiger 
gemacht  worden  sind. 

Die  Arzte  und  Äpotheker. 

In  weitem  Umfange  ist  zur  Mitwirkung  an  der  segensreichen 
Arbeit,  die  durch  die  Krankenversicherung  geleistet  wird,  der 
Ärzte-  und  Apothekerstand  berufen.  Die  Organisation  dieses 
Dienstes  ist  für  die  Kassen  und  ihre  Mitglieder  von  größter  Be- 
deutung. 

Die  vielumstrittene  Ärztefrage  scheint  in  der  Schweiz  durch 
das  Bundesgesetz  glücklicher  und  für  die  beteiligten  Parteien  zu- 
friedenstellender gelöst  zu  sein  als  in  Deutschland  durch  die 
Reichsversicherungsordnung.  Wie  sich  die  Verhältnisse  in  Wirk- 
lichkeit gestalten  werden,  das  muß  die  Zukunft  lehren.  Aber 
gerade  die  Mißstände,  die  in  Deutschland  auf  diesem  Gebiet 
herrschten  und  noch  herrschen,  haben  den  Schweizer  Gesetzgeber 
veranlaßt,  einseitige  Vorschriften  möglichst  zu  vermeiden  und  einen 
Ausweg  zu  suchen,  der  den  Wünschen  aller  Beteiligten  gerecht 
wird.  Bisher  handelte  es  sich  in  der  Schweiz  nur  um  Verträge, 
die  die  einzelnen  Hilfskassen  und  ihre  Verbände  oder  auch  einzelne 
Gemeinden  mit  den  Ärzten  abschlössen.  Wie  schlecht  die  Ärzte 
oft  bezahlt  wurden  und  wie  sehr  die  Kassen  mit  ihren  Mitgliedern 
bisweilen  auf  die  Mildtätigkeit  der  Ärzte  angewiesen  waren,  ist 
früher  schon  erwähnt  worden.  Aber  zu  einer  solchen  Krise  wie 
in  Deutschland  ist  es  nicht  gekommen. 

Bereits  vor  der  Annahme  der  R.  V.  O.  kam  es  in  Deutsch- 
land bisweilen  zu  einem  förmlichen  Krankenkassenkrieg.  Das 
Kassenarztsystem  brachte  die  unerfreulichsten  Zustände.  Manche 
Kassen  schlössen  mit  einem  einzigen  Arzt  einen  Vertrag  zu  ganz 
niedrigen,  des  Ärztestandes  unwürdigen  Taxen  ab.  Selbstverständ- 
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lieh  war  dies  nicht  allgemein  der  Fall,  aber  das  Gesetz  erlaubte 
es.  Die  Einführung  der  obligatorischen  Versicherung  mag  auch 
ein  gehäuftes  Arztstudium  verursacht  haben.  In  Deutschland  hat 
sich  in  einer  Zeit  von  ca.  15  Jahren  von  1885  bis  1900  die  Be- 
völkerung um  etwa  33  %  vermehrt.  Die  Zahl  der  Ärzte  ist 
in  derselben  Zeit  um  ca.  1 00  %  gewachsen.  Die  Überfüllung  des 
Berufes  aber  brachte  es  mit  sich,  daß  manche  Ärzte,  um  wenig- 
stens ihren  Unterhalt  zu  verdienen,  Verträge  unter  den  schlechtesten 
Bedingungen  eingingen.  Nicht  selten  wurden  für  einen  Besuch 
nur  50  Pfennig  gezahlt,  ja  es  kam  sogar,  um  überhaupt  etwas 
erreichen  zu  können,  vereinzelt  zu  Bestechungsversuchen  zwischen 
Ärzten  und  Kassen. 

Auch  die  Krankenkassen  hatten  darunter  zu  leiden.  Die 
jungen  Ärzte  wiederholten  ihre  Besuche  mehr  als  es  nötig  war. 

Da  die  Gesetzgebung  diese  Zustände  nicht  geregelt  hatte, 
erhoffte  man  von  den  maßgebenden  Verbänden  der  beteiligten 
Parteien  eine  Lösung.  Aber  wie  stark  und  einflußreich  diese 
Organisationen  wie  der  Hauptverband  deutscher  Ortskrankenkassen 
und  die  Organisation  der  Ärzteschaft  im  Leipziger  Verband  auch 
sonst  waren,  diese  Streitigkeiten  konnten  sie  zur  Zufriedenheit 
beider  Parteien  nicht  schlichten.  Die  Krankenkassenverbände 
stellten  jederzeit  die  Forderungen  der  Ärzte,  freie  Ärzte  wähl, 
höhere  Honorarzahlungen,  günstigere  Anstellungsbestimmungen 
usw.  als  unmöglich  hin.  Es  kam  so  weit,  daß  die  Streitigkeiten 
zu  offenen  Konflikten  auswuchsen,  bei  denen  Ärztestreiks,  Boy- 
kottierung von  Mitgliedern  des  Leipziger  Verbandes  und  sonstige 
häßliche  Auseinandersetzungen  zur  Anwendung  gelangten.  Eine 
gerechte  Lösung  der  Frage  sollte  die  Reichsversicherungsordnung 
bringen.  Der  Reichstag  hätte  auch  gern  sein  möglichstes  getan, 
wenn  er  einen  Weg  dafür  gefunden  hätte.  Nachdem  aber  auch 
dieser  letzte  Versuch  einer  Regelung  gescheitert  ist,  scheint  die 
Hoffnung  auf  eine  Schlichtung  des  Streites  immer  mehr  zu  schwinden. 
Durch  die  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  ist  die  Rolle,  die 
die  Krankenkasse  gleichsam  als  Arbeitgeberin  spielt,  noch  bemerk- 
barer geworden.  Für  die  Ärzte  hingegen  ist  durch  die  Erweite- 
rung der  sozialen  Fürsorge  das  Gebiet  des  freien  Erwerbes  noch 
mehr  verengt,  ihre  Abhängigkeit  von  den  Kassen  vergrößert 
worden.  Ob  nun  die  Parteien  sich  selbst  einigen  werden,  oder 
ob  doch  noch  die  Staatsgewalt  eingreifen  muß,  wird  die  Zukunft 
lehren.  Durch  die  Reichsversicherungsordnung  sind  alle  Mißstände 
bei  weitem  noch  nicht  beseitigt.  Tatsächlich  ist  es  an  manchen 


—     27  — 


Orten  zu  einer  Einigung  gekommen.  Namentlich  ist  vielfach  eine 
freie  Arztewahl,  wenigstens  eine  bedingt  freie  Ärztewahl  einge- 
führt worden,  aber  der  gesetzliche  Zwang  dazu  fehlt  eben  noch. 
Denn  nach  der  Reichsversicherungsordnung  sollen  die  Kassen  in 
der  Regel,  d.  h.  wenn  sie  nicht  erheblich  mehr  belastet  werden, 
dem  Kranken  die  Wahl  zwischen  zwei  Ärzten  überlassen.  Doch 
kann  dieser  auch  einen  anderen  Arzt  konsultieren,  wenn  er  die 
Mehrkosten  trägt.  Die  Beziehungen  zwischen  Krankenkassen 
und  Ärzten  werden  durch  schriftlichen  Vertrag  ge^regelt.  Daß 
aber  Streitigkeiten  zwischen  Kassen  und  Ärzten  noch  immer  be- 
fürchtet werden,  läßt  schon  die  Bestimmung  des  Gesetzes  erkennen, 
daß  die  Kasse  auf  ihren  Antrag  hin  von  der  Verpflichtung  der 
ärztlichen  Behandlung  entbunden  werden  kann,  wenn  es  ihr  nicht 
gelingt,  mit  einer  genügenden  Anzahl  Ärzte  Verträge  abzuschließen. 
Als  Ersatz  hierfür  erhält  der  Kranke  dann  noch  ^ ,3  des  gesetz- 
lichen Krankengeldes. 

In  der  Schweiz  erfährt  die  Ärztefrage  also  durch  das  Bundes- 
gesetz eine  andere  Regelung.  Das  Gesetz  schlägt  einen  Mittelweg 
ein,  bei  dem  Kassen  und  Ärzte  von  ihren  Forderungen  etwas 
fallen  lassen  müssen.  Oberster  Grundsatz  ist  es,  den  Mitgliedern 
möglichste  Freiheit  in  der  Wahl  des  Arztes  zu  gewähren.  Die 
Kasse  soll  jedem  erkrankten  Mitgliede  die  Wahl  unter  den  an 
seinem  Aufenthaltsort  oder  in  dessen  Umkreis  praktizierenden 
Ärzten  frei  lassen.  Sie  kann  von  sich  aus  oder  auf  Antrag  des 
Versicherten,  seiner  FamiHe  oder  des  behandelnden  Arztes  einen 
zweiten  Arzt  hinzuziehen.  Das  Gesetz  schreibt  also  die  freie  Ärzte- 
wahl vor.  Es  gestattet  aber  den  Kassen  die  bedingt  freie  Ärztewahl 
einzuführen,  d.  h.  ihre  Mitgiieder  den  Ärzten  zuzuweisen,  mit  denen 
sie  Verträge  über  die  Besorgung  der  Krankenpflege  abgeschlossen 
haben.  Wiederum  ist  jeder  Arzt,  der  seit  mindestens  einem  Jahre 
im  Tätigkeitsgebiet  der  Kasse  praktiziert,  berechtigt,  diesen  Ver- 
trägen beizutreten.  Auf  diese  Weise  ist  es  jedem  Arzt  möghch, 
bei  der  Krankenversicherung  tätig  zu  sein.  Die  Kasse  dagegen 
hat  Gelegenheit,  sich  über  die  Fähigkeiten  neuer,  namentHch 
jüngerer  Ärzte  während  der  einjährigen  Wartezeit  zu  erkundigen, 
um  eventuell  an  zuständiger  Stelle  seine  Ausschließung  vom  Ver- 
trag beantragen  und  begründen  zu  können. 

Eine  Ausnahme,  den  Abschluß  von  Verträgen  mit  Ärzten 
betreffend,  können  nur  solche  öffentliche  obligatorische  Kassen 
machen,  die  in  dünn  bevölkerten  Gebirgsgegenden  mit  geringer 
Wegsamkeit  liegen  und  einen  Vertrag  mit  Wartegeld  für  einen 
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oder  mehrere  Ärzte  haben.  In  diesem  Falle  kann  die  Kasse 
andere  Ärzte  vom  Vertrage  ausschließen,  um  für  einen  Arzt  eine 
Existenzmöglichkeit  zu  schaffen  und  ihn  zu  veranlassen,  sich  auch 
in  abgelegenen  Gegenden  dauernd  niederzulassen. 

Spitalbehandlung  hebt  natürlich  die  Arztwahl  auf.  Die 
Kassen  können  zur  Kontrolle  des  ärztlichen  Dienstes  Vertrauens- 
ärzte anstellen. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  den  Verkehr  mit  den 
Apothekern  decken  sich  im  allgemeinen  in  beiden  Ländern.  Die 
Kassen  können  mit  Apothekern  ihres  Bezirks  Verträge  abschließen, 
denen  alle  Apothekenbesitzer  und  Verwalter  beitreten  können. 
In  Deutschland  haben  die  Apotheker  für  Arzeneien  den  Kassen 
einen  dem  Betrag  entsprechenden  Abschlag  zu  gewähren,  der  von 
der  obersten  Verwaltungsbehörde  festgesetzt  wird.  In  der  Schweiz 
dagegen  stellen  die  Kantonsregierungen  nach  Anhören  von  Ver- 
tretern der  Kassen  sowie  der  Berufsverbände  der  Ärzte  und  Apo- 
theker Maximal-  und  Minimal-Tarife  für  die  ärztlichen  Leistungen 
und  Arzeneien  auf.  Das  Gesetz  vermeidet  auf  diese  Weise,  daß 
die  Ärzte  in  eine  ihres  Berufes  unwürdige  Abhängigkeit  geraten, 
wie  das  eben  früher  in  Deutschland  öfter  der  Fall  gewesen  ist. 
Ganz  analog  den  Vorschriften  der  Reichsversicherungsordnung 
bestimmt  es  weiter,  daß  bei  NichtZustandekommen  eines  Vertrages 
mit  Ärzten  und  Apothekern  die  Kasse  mit  Zustimmung  des 
Bundesrates  längstens  für  ein  Jahr  einen  Ersatz  in  Geld  zahlen 
kann,  dessen  Höhe  den  durchschnittlichen  Arzt-  und  Arzenei- 
kosten  entsprechend  von  der  Kantonsregierung  festgesetzt  wird. 
Als  Ärzte  und  Apotheker  kommen  natürlich,  soweit  das  Gesetz 
nicht  ausdrücklich  andere  Personen  zuläßt,  nur  solche  mit  nach- 
gewiesener wissenschaftlicher  Bildung  in  Betracht. 

Über  Streitigkeiten  unter  den  Parteien  entscheiden  in  der 
Schweiz  Fachgerichte,  die  zu  gleichen  Teilen  von  Ärzten  resp. 
Apothekern,  und  Kassen  besetzt  sind.  In  Deutschland  ist  dies 
dem  Oberversicherungsamt  des  betreffenden  Bezirks  vorbehalten. 

Die  Bundessubventionen. 

Wie  viele  schweizerische  Gesetze  ist  auch  das  neue  Kranken- 
versicherungsgesetz ein  Subventionsgesetz.  Woran  mangelte  es 
denn  bisher  den  bestehenden  Hilfsgesellschaften?  Außer  einer 
richtigen  versicherungstechnischen  Grundlage  fehlte  ihnen  eine 
hinreichend  breite  Basis,  auf  der  sie  ihre  Arbeit  aufbauen,  d.  h. 
eine  genügend  große  Zahl  von  Mitgliedern,  die  mit  ihren  Beiträgen 
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die  wechselnden  Risiken  ausgleichen  konnten.  Diese  Ziele  ver- 
wirklichen zu  helfen,  ist  dem  Bunde  durch  Gewährung  von  Bundes- 
beiträgen vorbehalten. 

Eine  so  große  Versichertenzahl,  wie  sie  Deutschland  durch 
die  Einführung  des  Obligatoriums  bei  der  Krankenversicherung 
erreicht  hat,  will  die  Schweiz  jetzt  auf  diesem  Wege  bewirken. 
Die  recht  beträchtlichen  Beiträge,  die  der  Bund  den  Kassen  zu- 
sichert, sind  auch  geeignet,  einen  kleinen  Ersatz  für  den  fehlenden 
Zwang  zu  bieten.  Denn  einmal  werden  viele  Schweizer  sich  ver- 
sichern, um  die  ihnen  gesetzlich  zustehenden  Geschenke  des  Bundes 
mit  zu  genießen,  dann  aber  wird  auch  den  Kassen,  die  jetzt  im 
Bund  eine  feste  finanzielle  Stütze  haben,  mehr  Vertrauen  als  bis- 
her entgegengebracht  werden.  Sie  gewinnen  damit  einen  Kreis 
von  Personen,  die  sich  bis  jetzt  der  Tätigkeit  solcher  freien,  teil- 
weise recht  kleinen  Hilfskassen  mißtrauisch  fern  hielten.  Das  ist 
ja  das  Streben  des  Gesetzgebers,  trotz  fehlenden  Zwanges  einen 
möglichst  weiten  Kreis  für  die  Versicherung  zu  gewinnen.  Aber 
die  Kassen  haben  jetzt  neue  Aufgaben  zu  erfüllen,  gewisse  Lasten 
wie  die  Gleichstellung  der  Geschlechter,  die  Versicherung  gegen 
Wochenbett,  die  Freizügigkeit  u.  a.  m.  zu  übernehmen.  Für  diese 
Mehrbelastung  müssen  sie  ein  Äquivalent  erhalten.  Das  sind  die 
Bundessubventionen. 

In  Deutschland  gibt  es  solcherlei  Unterstützungen  von  selten 
des  Reiches  nicht.  Die  Organisation  der  Kassen  ist  so,  daß  diese 
auf  eigenen  Füßen  stehen  können.  Die  Unterschiede  in  den 
Kassenverhältnissen  der  beiden  Länder  brauche  ich  an  dieser 
Stelle  nicht  noch  einmal  zu  erörtern.  —  Allerdings  ist  auch  für 
solche  Kassen,  die  sich  in  einer  gewissen  Notlage  befinden,  in  der 
R.  V.  O.  eine  Unterstützung  seitens  der  Behörde,  nämlich  des  Ge- 
meindeverbandes vorgesehen.  Es  handelt  sich  da  um  drei  Fälle, 
in  denen  der  Gemeindeverband  eine  finanzielle  Unterstützung  vor- 
zunehmen hat,  nämlich:  Wenn  bei  einer  Ortskrankenkasse  6 %  des 
Grundlohnes  als  Beitrag  die  Regelleistungen  nicht  mehr  decken 
und  Arbeitgeber  und  Versicherte  keinen  übereinstimmenden  Be- 
schluß betreffend  Erhöhung  fassen,  so  kann  die  Kasse  auf  Ver- 
anlassung des  Oberversicherungsamtes  mit  anderen  Ortskranken- 
kassen vereinigt  werden.  Ist  dies  aber  nicht  möglich  oder  können 
trotz  der  Vereinigung  die  Regelleistungen  nicht  gewährt  werden, 
dann  hat  der  Gemeinde  verband  die  erforderliche  Beihilfe  aus 
eigenen  Mitteln  zu  leisten. 

Reichen  ferner  bei  einer  Landkrankenkasse  6%  der  Beiträge 
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zu  den  Regelleistungen  nicht  aus,  so  hat  der  Gemeindeverband 
die  erforderlichen  Mittel  aus  eigenen  Beihilfen  zu  leisten. 

Schließlich  hat  der  Gemeindeverband  am  Schlüsse  jedes 
Vierteljahres  den  Gesamtbetrag  der  Beitragsteile  für  die  Arbeit- 
geber bei  der  Versicherung  von  Unständigen,  das  sind  solche, 
deren  Beschäftigung  auf  weniger  als  eine  Woche  beschränkt  ist, 
der  Landkrankenkasse  zu  zahlen.  Unter  Gemeindeverband  ist 
dabei  derjenige  Verband  zu  verstehen,  dessen  Bezirk  den  Kassen- 
bezirk bildet  oder  als  nächstgrößerer  Verband  umfaßt. 

Die  Gemeindezuschüsse  spielen  also  in  der  deutschen  Kranken- 
versicherung eine  untergeordnete  Rolle  und  werden  nur  in  Aus- 
nahmefällen gewährt.  Eine  derartige  Notlage,  daß  auch  vereinigte 
Ortskrankenkassen  die  Regelleistungen  nicht  mehr  entrichten 
können,  wird  wohl  selten  eintreten. 

Für  die  Geschäftsgebahrung  der  schweizerischen  Kranken- 
kassen freilich  sind  die  Bundesbeiträge  ein  ganz  bedeutender 
Faktor.    Sie  zerfallen  in: 

1.  die  ordentlichen  Beiträge  an  die  Kassen, 

2.  die  Gebirgszuschläge  für  Kassen, 

3.  die  Beiträge  an  Gemeinden  und  Kantone  für  Hochgebirgs- 
gegenden. 

4.  Die  Beiträge  der  öffentlichen  und  obligatorischen  Kassen. 
Alle  Beiträge  bis  auf  die  unter  3  genannten  fallen  den  Kassen 

zu,  denen  es  dadurch  ermöglicht  wird,  die  Jahresbeiträge  der  Mit- 
glieder entsprechend  herabzusetzen. 

I.  Die  ordentlichen  Beiträge  an  die  Kassen. 
Die  Kassen  erhalten  für  jedes  versicherte  Mitglied  einen 
Bundesbeitrag  und  zwar  für  Kinder  unter  14  Jahren  und  für 
männliche  Erwachsene  3,50  Frs.  Um  50  Rappen  erhöht  sich  der 
Bundesbeitrag  für  versicherte  Frauen.  Die  Frau  ist  bekanntlich 
bei  der  größten  Anzahl  der  Hilfskassen  bisher  von  der  Versiche- 
rung ausgeschlossen  worden.  Im  Hinblick  auf  den  gesetzlichen 
Zwang,  Frauen  in  jede  Kasse  aufzunehmen,  und  auf  die  größere 
Erkrankungsgefahr  des  weiblichen  Geschlechtes  gewährt  der  Bund 
den  Kassen  für  jede  versicherte  Frau  also  4  Frs.  Geben  die 
Kassen  beide  Leistungen,  Krankenpflege  und  Geld,  so  steigt  die 
Bundessubvention  auf  5  Frs.  Eine  weitere  Erhöhung  um  50  Rp. 
ist  den  Kassen  zugesichert,  die  im  Verlauf  von  540  aufeinander 
folgenden  Tagen  wenigstens  während  360  Tagen  Krankenleistungen 
gewähren.    Diese  Erweiterung  ist  im  Interesse  der  Bekämpfung 
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von  bestimmten  langwierigen  Krankheiten  wie  Tuberkulose  usw. 
entstanden.  In  der  Regel  wird  ein  Tuberkuloser  erst  vom  Arzt 
behandelt  und  kommt  zu  spät  in  eine  geeignete  Heilanstalt.  Hat 
er  sich  da  eine  Zeitlang  aufgehalten,  hören  plötzlich  die  Hilfelei- 
stungen der  Krankenkasse  auf,  während  der  Kranke  noch  nicht 
vollständig  geheilt  ist.  Durch  die  Erhöhung  der  Bundesbeiträge 
sollen  nun  die  Krankenkassen  zu  möglichst  ausgedehnten  Ver- 
sicherungsleistungen in  chronischen  Krankheitsfällen  ermuntert 
werden.  Der  Wochenbettbeitrag,  den  der  Bund  leistet,  ist  fest 
und  beträgt  für  jedes  Wochenbett  20  Frs.  Die  Wochenbettdauer 
wird  natürlich  verschieden  groß  auftreten,  so  daß  der  feste  Bei- 
trag zusammen  mit  dem  erhöhten  Aufschlag  für  Frauen  für  die 
wechselnden  Risiken  der  Krankenkasse  ein  guter  Ausgleich  sein 
kann. 

Ein  Stillgeld,  das  in  der  deutschen  R.  V.  O.  als  Mehrleistung 
gilt,  gibt  hier  der  Bund  jeder  Wöchnerin,  die  ihr  Kind  nach  der 
Unterstützungsdauer  weitere  vier  Wochen  stillt.  Es  soll  eine 
Prämie  für  die  dem  Säugling  zuträglichste  Ernährung  durch  die 
Mutterbrust  sein  und  beträgt  ebenfalls  20  Frs. 

Die  jährlichen  Bundesbeiträg'e  sind  sowohl  nach  unten,  als 
auch  nach  oben  hin  begrenzt.  Sie  dürfen  das  i  V2  fache  der  auf 
dasselbe  Jahr  entfallenden  Mitgliederbeiträge  und  freiwilligen  Zu- 
wendungen nicht  übersteigen.  Die  Mitglieder  müssen  ein  gewisses 
pekuniäres  Interesse  an  der  Versicherung  bekommen,  das  zugleich 
ein  Schutz  gegen  Simulation  sein  wird.  Denn  mißbräuchlich  be- 
zogene Versicherungsleistungen  bedingen  höhere  Mitgliederbeiträge, 
ein  Umstand,  der  immer  die  Mitglieder  zu  gegenseitiger  Beobach- 
tung anhalten  wird.  Wenn  aber  nun  die  Versicherungsleistungen 
zu  einem  großen  Teil  von  dritter  Seite,  in  diesem  Fall  vom  Bund 
aufgebracht  werden,  so  verliert  die  Aufmerksamkeit  an  Wirkung. 
Eine  Begrenzung  der  Bundesbeiträge  ist  also  aus  genannten 
Gründen  sehr  zweckmäßig.  Notwendig  ist  sie  im  speziellen  Falle 
für  die  Kassen,  deren  Aufgaben  die  tessinischen  öffentlichen  Arzte 
kostenlos  besorgen. 

Ist  eine  Person  bei  mehr  als  einer  Kasse  Mitglied,  so  erhält 
die  Kasse  den  Bundesbeitrag,  der  sie  am  längsten  angehört.  Die 
Kassen  haben  aber  bekanntlich  das  Recht,  auch  Mitglieder,  die 
nicht  in  der  Schweiz  wohnen,  aufzunehmen.  Für  diese  braucht 
der  Bund  Beiträge  nicht  zu  gewähren.  Natürlich  wird  er  von 
diesem  Recht  nicht  Gebrauch  machen,  wenn  es  sich  nur  um  einen 
Aufenthalt  im  Auslande  aus  Rücksichten  des  Berufes  usw.  handelt. 
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2,  Die  Gebirgszuschläge  für  Kassen. 
Nirgends  ist  die  Krankenpflege  mit  größeren  Schwierigkeiten 
verbunden  als  in  den  Bergen.  Arzt  und  Apotheke  sind  sehr  weit 
entfernt  und  die  Kosten  für  ihre  Hilfeleistungen  entsprechend 
hohe.  Ein  einzelner  Arztbesuch  kann  auf  20 — 25  Frs.  kommen. 
Diese  Verhältnisse  bringen  es  mit  sich,  daß  viele  Bergbewohner 
erkranken  und  sterben,  ohne  ärztliche  Hilfe  in  Anspruch  genommen 
zu  haben.  In  einzelnen  Gebirgskantonen  wie  Uri,  Walis,  Grau- 
bünden sind  in  manchen  Gegenden  50  bis  80%  aller  Sterbefälle 
nicht  ärztlich  bescheinigt  worden.  Aber  es  ist  mit  großen 
Schwierigkeiten  verbunden,  diesem  Bergvolk  zu  raten  und  zu 
helfen.  Im  Gebirge  kennt  man  keine  anderen  Vereine  als  die 
Schützenvereine.  Krankenkassen  und  ähnliche  Einrichtungen  be- 
stehen nicht. 

Das  Gesetz  trägt  nun  diesen  Verhältnissen  Rechnung,  indem 
es  verschiedene  Hilfsmittel  zur  Anwendung  für  solche  Gegenden 
vorsieht.  Genannt  sind  schon  die  Einführung  des  Obligatoriums, 
die  Vertragsbestimmungen  mit  einem  Arzt  und  der  allgemeine 
Bundesbeitrag.  Außerdem  soll  der  Bund  noch  einen  Gebirgszu- 
schlag  gewähren.  Dieser  kann  auf  das  ganze  Jahr  gerechnet  zu- 
sammen mit  dem  allgemeinen  Bundesbeitrag  bis  7  Frs.  für  jedes 
versicherte  Mitglied  betragen.  Mit  Hilfe  solcher  Vergünstigungen 
im  Verein  mit  den  Mitgliederbeiträgen  hofft  man  den  zu  gründen- 
den Kassen  eine  sichere  Grundlage  schaffen  zu  können. 

3.  Die  Beiträge  an  Gemeinden  und  Kantone  in  Hoch- 
gebirgsgegenden. 
Bäuerliche  Kassen  im  Hochgebirge  kennt  bisher  nur  der 
Kanton  Bern.  Bei  den  übrigen  Hochgebirgskantonen  wird  aber 
trotz  der  genannten  Vergünstigungen  die  Gründung  solcher  Kassen 
keine  leichte  Aufgabe  sein  und  noch  auf  manche  Schwierigkeiten 
stoßen.  Den  Gemeinden  fehlt  es  oft  an  der  nötigen  Energie  und 
dem  richtigen  Verständnis  für  die  Sache.  Die  meisten  Bauern 
sind  während  des  Sommers  weit  zerstreut  und  die  Beiträge  werden 
schwer  einzubekommen  sein.  Schließlich  bleibt  niemand  übrig 
die  Lasten  der  Kasse  zu  tragen  als  der  Pfarrherr  und  der  Kurat- 
kaplan.  Die  Existenzfähigkeit  oder  überhaupt  die  Einrichtung 
solcher  Kassen  kann  daher  sehr  in  Frage  gestellt  sein.  Für  solche 
Gegenden  im  Hochgebirge  setzt  das  Gesetz  besondere  Beiträge 
für  Krankenpflege  aus.  Der  Bund  soll  nämlich  an  solche  Ein- 
richtungen von  Gemeinden  oder  an  Wohltätigkeitsvereine  Beiträge 
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zahlen,  die  die  Verbilligung  der  Krankenpflege  oder  der  Geburts- 
hilfe bezwecken.  Die  Summe  dieser  Beiträge  darf  nicht  höher 
sein  als  der  Gesamtbetrag  der  von  den  Kantonen,  Gemeinden, 
oder  Dritten  geleisteten  Summen  und  jedenfalls  drei  Frs.  jährlich 
auf  den  Kopf  der  beteiligten  Bevölkerung  nicht  übersteigen.  Diese 
besondere  Unterstützung  soll  die  Bevölkerung  erst  einmal  von 
dem  Segen  solcher  Einrichtungen  überzeugen.  Daß  sie  nur  als 
eine  vorübergehende  Aushilfe  anzusehen  ist,  läßt  die  Gesetzesbe- 
stimmung erkennen,  daß  der  Bundesrat  das  Recht  hat,  den  Bei- 
trag von  der  Gründung  einer  Kasse  abhängig  zu  machen. 

4.  Die  Beiträge  an  die  öffentlichen  und  obligatorischen 

Kassen. 

Voraussichtlich  werden  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  die 
einzelnen  Kantone  resp.  Gemeinden  bestrebt  sein,  möglichst  öffent- 
liche und  obligatorische  Krankenkassen  einzurichten.  Da  aber  die 
Versicherung,  wie  schon  angedeutet,  mehr  den  Charakter  einer 
Volks  Versicherung  als  einer  Arbeiterversicherung  haben  soll,  werden 
nach  Schaffung  solcher  Kassen  viele  Versicherte  keinen  Arbeit- 
geber nennen  und  die  Beiträge  infolgedessen  nicht  vom  Arbeit- 
geber erhoben  werden  können.  Unter  den  obligatorisch  Versicher- 
ten gibt  es  dann  aber  auch  solche  arme  Kassenmitglieder,  die 
der  Versicherung  wohl  am  meisten  bedürfen,  die  aber  ihre  Beiträge 
nicht  regelmäßig  oder  überhaupt  nicht  bezahlen  können.  Solche 
Ausfälle  haben  dann  nach  dem  Gesetz  die  Kantone  oder  Gemeinden 
zu  tragen  und  der  Bund  gewährt  ihnen  Beiträge  bis  auf  ein 
Drittel  ihrer  Auslagen. 

Die  Bundesbeiträge  werden  jährlich  auf  Grund  der  durch  die 
Kantonsregierungen  aufzustellenden  Ausweise  durch  den  Bundesrat 
festgesetzt,  der  auch  über  Streitigkeiten  entscheidet.  Die  Ver- 
teilung der  Bundessubventionen  läßt  erkennen,  mit  welchen 
Schwierigkeiten  es  verbunden  ist,  allen  Verhältnissen  des  Landes 
gerecht  zu  werden  und  wie  aussichtslos  es  gewesen  wäre,  die  er- 
wünschte Form  der  Krankenversicherung,  die  obligatorische  Ver- 
sicherung mit  einem  Male  einzuführen. 

Äufsidit  und  Reditspflege. 

Für  die  Aufsicht  und  die  Rechtspflege  in  der  Krankenver- 
sicherung sind  in  der  Schweiz  keine  besonderen  Behörden  vor- 
gesehen. Deutschland  dagegen  hat  seine  speziell  für  die  Arbeiter- 
versicherung geschaffenen  Organe.   Wenn  man  aber  die  Entwick- 

Krumbiegel,  Kranken-  und  Unfallversicherung.  3 
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lung  der  deutschen  Versicherungsbehörden  verfolgt,  so  ergibt  sich 
die  Einrichtung  der  besonderen  Behörden  für  die  Krankenver- 
sicherung auch  erst  als  eine  Neuerung  der  R.V.  O.  Vorher  war 
die  Aufsicht  über  die  Kassen  ,den  unteren  Verwaltungsbehörden 
des  betreffenden  Bezirkes  überlassen.  Außerdem  bestanden  für 
die  Erledigung  von  Streitigkeiten  keine  Sondergerichte,  sondern 
die  Rechtspflege  erfolgte  durch  die  Aufsichtsbehörde  der  Kranken- 
kassen, die  höheren  Verwaltungsbehörden  und  die  ordentlichen  Ge- 
richte. Jetzt  erst,  da  der  Kreis  der  Versicherungspflichtigen  und 
ebenso  der  der  Aufgaben,  die  die  Behörden  zu  erfüllen  haben, 
durch  die  R.V.  O.  bedeutend  erweitert  worden  ist,  machen  sich 
Instanzen  nötig,  die  ihre  Tätigkeit  einzig  und  allein  dem  Kranken- 
kassenwesen widmen  können.  So  sind  durch  die  R.  V.  O.  für  die 
Aufsicht  und  die  Rechtspflege  Versicherungsämter  geschaffen. 
Damit  ist  der  soziale  Charakter  des  ganzen  Versicherungswerkes 
noch  mehr  hervorgehoben  worden,  da  nunmehr  eine  Mitwirkung 
der  Interessenten  bei  der  Entscheidung  von  Streitigkeiten  statt- 
findet. Die  weiteren  Instanzen  sind  die  Oberversicherungsämter 
und  als  oberste  Aufsichts-,  Spruch-  und  Verwaltungsbehörde  das 
Reichsversicherungsamt. 

Die  Kassen  in  der  Schweiz  sind  nicht  staatlich,  aber  sie  er- 
füllen Funktionen,  die  man  als  öffentliche  betrachten  kann.  Sie 
beziehen  Bundesbeiträge,  und  schon  aus  diesem  Grunde  ist  eine 
staatliche  Aufsicht  notwendig.  Man  hätte  ja  die  Aufsicht  den 
Kantonen  übertragen  können.  Die  Erfahrung  hat  aber  gelehrt, 
daß  es,  obwohl  sich  viele  Kantone  Mühe  geben,  im  Kranken- 
kassenwesen Ordnung  zu  halten,  auch  noch  solche  gibt,  die  nicht 
geeignet  sind,  derartige  Aufgaben  zu  übernehmen.  Demgemäß  ist 
die  Aufsicht  dem  Bundesrat  übertragen,  der  von  den  Kassen  jähr- 
lich die  Betriebsrechnungen  zur  Prüfung  einzufordern  hat. 

Die  Rechtspflege  wird  nicht  von  Sondergerichten  ausgeübt. 
Die  Schaffung  besonderer  Behörden  ist  nicht  nötig,  da  das  Arbeits- 
gebiet noch  zu  gering  ist.  Die  Kassen  sind  zunächst  befugt, 
Streitigkeiten  unter  sich  zu  schlichten.  Auch  die  einschlägigen 
Bestimmungen  der  kantonalen  Gesetzgebung  werden  anerkannt, 
die,  um  Bagatellsachen  einfach  zu  erledigen,  wiederum  polizeirecht- 
liche Kompetenzen  geschaffen  haben.  Bestimmen  hingegen  Sta- 
tuten der  Kassen  oder  die  kantonale  Gesetzgebung  nichts  über 
die  Rechtspflege,  so  werden  privatrechtliche  Streitigkeiten,  mögen 
sie  nun  zwischen  den  Kassen  oder  ihren  Mitgliedern  entstehen, 
vom  ordentlichen  Richter  entschieden. 
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Versdiicdenes. 

Die  Bestimmungen  des  schweizerischen  Gesetzes  über  die 
Stellung  der  Gesetzesträger  im  öffentlichen  Recht  decken  sich ,  im 
allgemeinen  mit  denen  der  deutschen  Reichsversicherungsordnung. 
Ebenso  wie  die  deutschen  Kassen  rechtsfähig  sind,  d.  h.  von  ihrem 
Vorstande  gerichtlich  und  außergerichtlich  vertreten  werden,  sind 
die  Träger  der  schweizerischen  Krankenversicherung  auch  juristi- 
sche Personen  des  schweizerischen  Zivilrechtes  und  Genossen- 
schaften im  Sinne  des  Obligationenrechtes.  Der  Anspruch  der 
Kassen  gegenüber  dem  Bund  auf  Bundesbeiträge  gehört  natürlich 
nicht  zum  Zivilrecht,  sondern  ist  eine  Angelegenheit  des  öffent- 
lichen Rechtes. 

An  dieser  Stelle  sind  noch  einige  Kassen  anzuführen,  deren 
Gründung  auf  das  Fehlen  einer  allgemeinen  gesetzlichen  Regelung 
des  Fürsorgewesens  zurückzuführen  sind  und  die  mit  öffentlichen 
Einrichtungen  so  eng  verbunden  sind,  daß  sie  der  eigenen  juristi- 
schen Persönlichkeit  entbehren.  Es  handelt  sich  da  hauptsächlich 
um  die  Hilfs-  und  Pensionskasse  und  die  neu  organisierte  Arbeiter- 
krankenkasse der  Schweizer  Bundesbahnen,  in  deren  Reglement 
ausdrücklich  steht:  »Diese  Kassen  sind  Einrichtungen  des  Bundes«. 
Es  steht  ihnen  infolgedessen  unter  keinen  Umständen  das  Recht 
der  Persönlichkeit  nach  dem  Zivilrecht  zu.  Um  von  vornherein 
jeden  Zweifel  zu  vermeiden,  ob  diese  Kassen  der  gesetzlichen 
Krankenversicherung  unterstehen,  ihnen  also  der  Bundesbeitrag 
gegeben  werden  soll,  bestimmt  das  Gesetz,  daß  für  Kassen 
öffentlich  rechtlicher  Anstalten  und  Körperschaften  die  ein- 
schlägigen Gesetze  oder  die  Beschlüsse  der  zuständigen  Behörden 
vorbehalten  bleiben.  Sie  werden  also  als  anerkannte  Kassen  be- 
trachtet. 

Den  Kassen  der  schweizerischen  wie  der  deutschen  Kranken- 
versicherung wird,  da  sie  doch  öffentliche  Funktionen  erfüllen, 
Stempel-  und  Gebührenfreiheit  gewährt,  d.  h.  soweit  nicht  steuer- 
pflichtiges Grundeigentum  in  Betracht  kommt.  Ihre  Mitglieder 
sind  gegen  die  Verschleuderung  des  Kassenvermögens  geschützt. 
Die  Aufsichtsbehörden  haben  in  beiden  Ländern  Mittel  in  der 
Hand,  um  Verstöße  gegen  das  Gesetz  entsprechend  zu  ahnden  und 
die  Kassen  bei  Leistungsunfähigkeit  aufzulösen  resp.  ihnen  die 
Anerkennung  zu  entziehen.  Der  schweizerische  Bundesrat  kann 
der  Kasse  bei  Verletzung  der  Gesetzesvorschriften  eine  Buße  von 
I  oo  Frs.  auferlegen  und  sie  bei  fruchtloser  Mahnung  ausstoßen.  Selbst- 
verständlich ist  es  auch  der  Kasse  jederzeit  freigestellt,  die  An- 
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erkennung  rückgängig  zu  machen,  um  die  sie  dann  nach  Ablauf 
von  zwei  Jahren  wieder  nachsuchen  kann. 

Im  übrigen  werden,  wie  auch  in  Deutschland,  sonstige  Ver- 
gehen von  Vertretern  der  Versicherungsträger,  die  auf  Betrug 
herauslaufen,  mit  sehr  strengen  Strafen  bedroht. 


Lebenslauf. 

Geboren  am  26.  Januar  1890  in  Kirchberg  i.  Sa.,  als  Sohn 
des  Prokuristen  Carl  Emil  Krumbiegel,  trat  ich  Karl  Kurt  Krum- 
biegel  Ostern  1896  in  die  Bürgerschule  meiner  Vaterstadt  ein. 
Ostern  1900  verließ  ich  diese,  um  meine  weitere  Schulbildung  auf 
dem  Realgymnasium  in  Chemnitz  zu  genießen.  Hier  durchlief  ich 
ordnungsgemäß  alle  Klassen  und  ging  nach  bestandenem  Maturum 
nach  Jena,  um  daselbst  cameralia  zu  studieren.  In  Jena  blieb  ich, 
bis  ich  Anfang  meines  neunten  Semesters,  im  Mai  d.  J.  zum 
Dr.  phil.  promoviert  wurde. 


Fürstlich  priv.  Hofbuchdruckerei  (F.  Mitzlaff)  Rudolstadt 


